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BUNDESRATSGESCHAFT
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MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Die Beratungen der politischen Agenda des Bundesrats sind immer wieder ein
umstrittener Diskussionspunkt in den Raten. Dies zeigte sich auch bei der Beratung der
Legislaturplanung 2019-2023 wé&hrend der Sommersession im Stadnderat. Die
neuerliche Diskussion, ob die Legislaturplanung vom Parlament lediglich zur Kenntnis
genommen oder detailliert beraten und als einfacher, nicht bindender
Bundesbeschluss verabschiedet werden soll wie dies seit 2004 vorgesehen ist, wurde
zusatzlich durch die Corona-Krise angeheizt. Die ausserordentliche Situation zeige - so
etwa Damian Mdller (fdp, LU) -, dass es richtig sei, wenn die Legislaturplanung zu einem
nicht bindenden Beschluss flhre, weil der Bundesrat nur so auf unvorhergesehene
Ereignisse reagieren koénne. Das bedeute aber eben auch, dass es keine langen
Beratungen und keine Legislaturplanungskommission brauche, weil dies letztlich viel zu
viel unnoétige Zeit und Kosten in Anspruch nehme. Man habe bessere Instrumente, um
ganz spezifisch einzelne Massnahmen mitzusteuern, die man dann aber im konkreten
Moment anwenden solle. Eine einfache Kenntnisnahme der Legislaturplanungsbotschaft
reiche vollends. Dies habe er auch in einer parlamentarischen Initiative so angeregt, fur
dessen Unterstutzung der Luzerner Freisinnige denn in seinem Votum auch schon
vorsorglich warb. Heidi Z'graggen (cvp, UR) erwiderte, dass der Weg des Bundesrats, auf
den das Land gesteuert werden solle, ein genaues Hinschauen verdiene und nicht
einfach durchgewinkt werden sollte. Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) flihrte die
Pandemie an, wies aber darauf hin, dass es wegen unvorhergesehener Ereignisse
wichtig sei, die Legislaturplanung auch als Legislative anpassen zu kénnen. Thomas
Minder (parteilos, SH) wiederum reihte sich zu den Kritikern des aktuellen Vorgehens
ein und wies darauf hin, dass zahlreiche Massnahmen im Bericht nach der Corona-Krise
Makulatur geworden seien. Er warf dem Bundesrat und der
Legislaturplanungskommission deswegen «Unflexibilitat» vor. Man musse neu planen
und eine angepasste Vision prasentieren. «Die Sitzung heute Nachmittag ist fur mich
ein verlorener Tag», schloss der Schaffhauser Standerat. Auch Olivier Francais (fdp, VD)
monierte, man habe flr die Beratung des Papiers viel zu viel Zeit einberaumt. In der
Folge ausserte sich Bundespréasidentin Simonetta Sommaruga zu Wort und gab zu
bedenken, dass ein ans Parlament Uberwiesener Bundesbeschluss nicht einfach so
zurlickgenommen werden kdnne. Man habe aber durchaus Flexibilitat bewiesen, indem
eben der Bericht auch zusammen mit der Legislaturplanungskommission noch einmal
Uberarbeitet worden sei, was sich ja auch in verschiedenen, nachtréglich zu
debattierenden Anderungsantragen niedergeschlagen habe. Das Parlament misse die
Méglichkeit haben, die Planung der Regierung zu Uberprifen, so die Magistratin.

Nach diesem Vorgeplénkel - eine Eintretensdebatte gab es nicht, weil Eintreten fur die
Legislaturplanung obligatorisch ist - wurden in der kleinen Kammer also besagte
Anderungen diskutiert. Covid-19 spielte dabei freilich nur noch eine marginale Rolle,
indem Artikel 1 mit einem Passus erganzt wurde, dass sich die Politik des Bundes nach
den drei Leitlinien zu richten und dabei auch die Lehren aus der Covid-19-Pandemie zu
ziehen habe. Zusatzlich wurde als Massnahme eine Vernehmlassung zu einer Revision
des Epidemiengesetzes angenommen. Der erste Anderungsantrag betraf zudem die
dritte Leitlinie, die nicht nur den Schutz des Klimas, sondern zusétzlich auch den
Schutz der natlrlichen Lebensgrundlagen anstreben soll. Der Rat folgte mit 28 zu 13
Stimmen diesem Vorschlag und lehnte damit einen Minderheitsantrag Sommaruga ab,
der auch die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 in der dritten Leitlinie verankern
wollte. Die von Carlo Sommaruga angefihrten Minderheitsvorschlage flur einen
verstérkten Einbezug von Nachhaltigkeitszielen blitzten auch in der Folge samt und
sonders ab. Eine Mehrheit fand aber eine von der Legislaturplanungskommission
vorgeschlagene sprachliche Anderung einer Massnahme zur Erreichung des 2. Ziels von
Leitlinie 1 (effiziente und digitale Erbringung staatlicher Leistungen). Statt die
Bundesaufgaben «kontinuierlich» zu Uberprifen, sollen sie «regelmassig» Uberprift
werden. Neu eingefihrt wurden zudem verschiedene zusatzliche Massnahmen in
verschiedenen Zielen: die Starkung des Wirtschaftsstandorts, eine Strategie zur
Umsetzung einer digitalen Gouvernanz, die Gewahrleistung der bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen mit der EU und dem UK, die Erarbeitung einer Strategie fur
Barrierefreiheit, die Gewahrleistung einer optimalen IKT-Infrastruktur in allen Regionen
der Schweiz, einen Bericht Uber die Rahmenbedingungen fir eine Landesausstellung,
die Erneuerung der Mittel zum Schutz der Bevolkerung «gegen Bedrohungen aus der
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dritten Dimension» (gemeint ist die Luftabwehr), einen Aktionsplan «Biodiversitat»
sowie eine Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz. Lange diskutiert
wurde im Rat Uber Bildungsthemen. Auf taube Ohren stiess dabei die Minderheit
Chiesa (svp, TI) flr eine Strategie zur Initiierung globaler Bildungsprogramme. Heidi
Z'graggen forderte vergeblich die Streichung einer von der Kommission eingeflihrten
Botschaft zur politischen Bildung der jungen Generation und gab zu bedenken, dass die
Bildung Sache der Kantone bleiben muisse. Angenommen wurde hingegen eine
Minderheit Juillard (cvp, JU), die als Massnahme einen Aktionsplan flr die Férderung
der Mehrsprachigkeit und den Unterricht in Heimatlicher Sprache unter Einbezug der
Kantone forderte. Keine Chance hatten die Antrédge von rechts, mit welchen die
Massnahmen flr die geregelten Beziehungen der Schweiz zur EU gestrichen oder
wenigstens abgeschwéacht hatten werden sollen. Eine Gesamtabstimmung war flr diese
Art Geschaft nicht vorgesehen. Die derart ergénzte Legislaturplanung ging nun an den
Nationalrat. '

In der Herbstsession 2020 genehmigten die Rate den von der Regierung Ende Februar
2020 vorgelegten Geschaftsbericht des Bundesrates 2019.

Erich von Siebenthal (svp, BE) berichtete im Nationalrat fir die GPK und dankte den
Subkommissionen und den verschiedenen Departementsverantwortlichen, dass die
Anhoérungen zu den einzelnen Bereichen im Bericht trotz Corona-Krise durchgefihrt
werden konnten. Die Bewaltigung der Pandemie sei dabei ein «zentrales
Querschnittthema» gewesen und die Erfahrungen der verschiedenen Verantwortlichen
in der Krise hatten nicht zuletzt zum Beschluss der GPK geflhrt, den Umgang der
Bundesbehérden mit der Covid-19-Pandemie naher zu beleuchten. Fir die
Subkommission, die sich hinsichtlich Geschéaftsbericht mit den Departementen EDI und
UVEK befasst hatte, ergriff Thomas de Courten (svp, BL) das Wort. Im EDI sei das
Erreichen der wichtigsten Legislatur-Ziele im Bereich der Altersvorsorge (Stabilisierung
der AHV, Definition der Eckwerte flir die BVG-Reform, Modernisierung der Aufsicht
Uber die erste Saule) auf gutem Weg. Die Férderung des offentlichen Verkehrs zwecks
qualitativ hochwertigen Mobilitatsldsungen sei hingegen noch nicht optimal umgesetzt,
weil vor allem die Qualitdt im Personenverkehr nicht gentge. Alfred Heer (svp, ZH)
sprach fur die Subkommission, die sich bei der Evaluation des Geschaftsberichts mit
dem EJPD und der BK beschéaftigt hatte. Die Subkommission habe sich mit der
Umsetzung des neuen Asylgesetzes und den entsprechenden Auswirkungen fur das
Bundesverwaltungsgericht auseinandergesetzt. Die Untersuchungen seien noch nicht
abgeschlossen, aber es zeigten sich «systemimmanente» Probleme, da 16.8 Prozent der
Falle vom Gericht zurlickgewiesen wirden. Zudem habe die GPK bei einem Besuch des
Asylzentrums in Boudry Verbesserungen in Asylunterkinften verlangt, damit die
Privatsphare von Asylsuchenden besser gewahrleistet werde. Zudem habe sich die
Subkommission mit dem EJPD zur Rechtmassigkeit des Epidemiengesetzes unterhalten.
Mit der Bundeskanzlei habe sich die Subkommission zum Thema E-Voting ausgetauscht.
Die GPK schaue, dass das «Debakel» rund um das System der Post «nicht im Chaos
endet», so Heer. Auch Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga fasste den Bericht
kurz zusammen. Sie verstehe, dass der Rat wohl lieber Informationen zum aktuellen
Pandemie-Jahr 2020 hétte, der Bericht beziehe sich aber auf das Jahr 2019, «das [den
Parlamentsmitgliedern] vielleicht auch schon weit weg erscheint». Der Bundesrat habe
aber 2019 sehr viele wichtige Botschaften verabschiedet. Die grosse Kammer nahm in
der Folge diskussionslos Kenntnis vom Bericht und stimmte dem entsprechenden
Bundesbeschluss zu.

Auch im Standerat berichtete tags darauf zuerst die Kommissionssprecherin fir die
GPK. Auch Maya Graf (gp, BL) betonte, wie schwierig es gewesen sei, die Oberaufsicht in
Krisenzeiten wahrzunehmen. Auch sie verwies auf die notwendige Aufarbeitung der
Krise und bedankte sich bei der Bundeskanzlei, die daran sei, den entsprechenden
Auftrag umzusetzen. Fir die Subkommission EDA/VBS hob Charles Juillard (mitte, JU)
die Plane des Bundesrats hervor, den UNO-Sitz Genf mit Hilfe von «Science Diplomacy»
zu starken. Betont werden musse zudem, wie gut es dem EDA wéhrend der Pandemie
bisher gelungen sei, Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer zu betreuen. Im VBS
habe das Problem «Mitholz» zu reden gegeben, welches von der GPK weiter beobachtet
werde. Auch Uber den Stand der Diskussionen zu «Cyberdefense» habe man sich
informiert. Hier sei insbesondere die Zusammenarbeit mit der Forschung
begrissenswert. Matthias Michel (fdp, ZG) hob fiir die Subkommission EFD/WBF die
Punkte E-Government und Regulierungskosten hervor. Bei ersterem habe man noch
«Luft nach oben». Die Pandemie habe unter anderem gezeigt, wie wichtig die
Digitalisierung und eine bessere Koordination zwischen den Departementen aber auch
zwischen Verwaltung und Bevolkerung sei. Hinsichtlich Regulierung habe sich die GPK
unter anderem flr die Resultate eines Monitorings interessiert, das gezeigt habe, dass
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zwei Drittel der befragten Unternehmen finden, dass die blrokratische Belastung
gestiegen sei. Hier sei der Bundesrat daran, Gegensteuer zu geben, was die GPK
begrisse. Marco Chiesa (svp, Tl) fasste die Erkenntnisse der Subkommission EDI/UVEK
zusammen. Wie sein Nationalratskollege berichtete auch Chiesa Uber den Stand der
Reformen in den Sozialwerken. Die Auswirkungen von Covid auf die AHV seien allerdings
noch schwer abschatzbar. Im UVEK habe sich die GPK versichert, dass die Umsetzung
des «Aktionsplans Biodiversitat Schweiz» zwar verspatet, aber auf gutem Weg sei. Die
Ziele fur mehr Biodiversitat seien freilich «de loin pas encore suffisants», so Chiesa.
Daniel Fassler (mitte, Al) ergriff schliesslich das Wort fir die Subkommission EJPD/BK.
Im EJPD habe sich die GPK insbesondere zum Thema Kriminalitatsbekdmpfung
informiert. Das Fedpol ermittle unter der Leitung der Bundesanwaltschaft in nicht
weniger als 70 Terrorstrafverfahren. Innerhalb der BK begrisse die GPK die
Bestrebungen einer starkeren Koordination und departementsibergreifenden Lenkung
digitaler Entwicklungen. Auch in der kleinen Kammer fasste die Bundesprasidentin am
Schluss den Bericht noch einmal zusammen und dankte der GPK fir die
Zusammenarbeit und die «Wertschatzung», die die Kommissionen der
Regierungsarbeit entgegenbrachten. Auch in der kleinen Kammer wurde vom Bericht
Kenntnis genommen und der entsprechende Bundesbeschluss Uber den
Geschaftsbericht des Bundesrats fiir das Jahr 2019 diskussionslos gutgeheissen. ?

Bundesverwaltung - Personal

2014 hatte die GPK-SR in einem Bericht Uber externe Mitarbeitende der
Bundesverwaltung kritisiert, dass eine Strategie zur Anstellung externer Mitarbeitender
fehle. Rund 11 Prozent aller Verwaltungsmitarbeitenden seien Externe, die zudem meist
unangemessen und auf nicht 6ffentlich ausgeschriebene Stellen angestellt seien. Um
abzuklaren, ob sich seit dem Bericht etwas gebessert habe, hatte die GPK-SR 2017 eine
Nachkontrolle angekindigt. Der entsprechende Bericht wurde Mitte November 2019
publiziert. Dort wurde festgehalten, dass sich hinsichtlich Strategie und Transparenz
einiges verbessert habe. So gebe es Weisungen zum Abschluss von
Personalverleihvertragen und im Budget sowie der Staatsrechnung seien Zahlen zu den
Kosten externer Mitarbeitender ausgewiesen. Allerdings bestehe nach wie vor ein
Verbesserungspotenzial, so der Bericht weiter. Es sei beispielsweise nicht nachprifbar,
ob das Ziel von Einsparungen durch die Internalisierung von externen Mitarbeitenden in
die Bundesverwaltung erreicht worden sei. Insbesondere bei den Stellen, die eine hohe
Zahl Externer beschéftigten, brauche es Evaluationsinstrumente, um die Umsetzung der
Empfehlungen kontrollieren zu kénnen. Der Einsatz externer Mitarbeitender solle
ferner ausdrlcklich im Bundespersonalgesetz verankert werden. Um dieses Ziel
umzusetzen reichte die GPK-SR gleichzeitig mit der Verdffentlichung des Berichts eine
Motion ein.

In seiner Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung dieser Motion, weil es
weder notwendig noch sachgerecht sei, gesetzliche Bestimmungen fur eine Aufgabe
festzulegen, die jede Dienststelle selber regeln misse und die den Bezug von
Dienstleistungen betreffe: Die meisten externen Mitarbeitenden wirden nach Bedarf
und fur spezifische Aufgaben mit Leihvertragen angestellt. Die Vorgaben des
Bundesrates, externes Personal nur dann anzustellen, wenn intern die Ressourcen oder
die Expertise nicht vorhanden sind, wirden zudem mittlerweile adaquat umgesetzt:
Lediglich 3.4 Prozent der zwischen 2016 und 2018 aufgrund extern beschaffter
Dienstleistungen anfallenden Kosten seien auf Personalleihvertrage zurtckzufihren. Die
Regelung dieser Weisungen im Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG)
genuge vollauf.

In der standeréatlichen Debatte wahrend der Frihjahrssession 2020 ging es schliesslich
um ebendiese Frage der rechtlichen Grundlage flr den Personalverleih. Wéhrend sich
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) auf den Standpunkt stellte, dass das
Bundespersonalgesetz der richtige Ort fur diese Regelung sei, setzte sich
Finanzminister Ueli Maurer fur die bestehende Regelung im RVOG ein. Es handle sich
beim Personalverleih um eine externe Dienstleistung, die keiner zusatzlichen
gesetzlichen Grundlage bedurfe. Es sei zudem nicht nétig, fir etwas eine Regelung zu
schaffen, das ohne Probleme funktioniere. Die Mehrheit des Rates sah dies allerdings
anders und nahm die Motion mit 32 zu 6 Stimmen bei 1 Enthaltung an. *
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Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewahlten
Standerat. Da die 2. Wahlgédnge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen langer fur die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Standerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwére vor
Gott dem Allmachtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erflllen»), sondern das Gellibde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erflllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Altersprasidentin die Wintersession im Nationalrat ero6ffnet hatte. Die Vereidigung aller
Ubrigen neu gewahlten Standeratinnen und Standerate fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.

Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, Tl), Andrea Gmur-Schénenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjorg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp, GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gellbde ab.

Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Hélfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Standerat gewahlt worden. Sie mussten sich - da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht moglich ist - fur eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das Blro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. *

Volksrechte

In der Herbstsession 2020 beugte sich der Standerat als Erstrat Gber die Vorlage des
Bundesrats, mit der durch eine Verfassungsanderung ein obligatorisches Referendum
fiir volkerrechtliche Vertrdge mit Verfassungscharakter eingefihrt werden soll.
Eintreten war umstritten. Fir die Kommission nahm Andrea Caroni (fdp, AR) Stellung,
der mit einer Motion am Ursprung der Vorlage gestanden hatte. Er pries diese als
optimale Ergdnzung zum bereits bestehenden obligatorischen
Staatsvertragsreferendum an. Dieses sei unvollstandig, weil es lediglich den Beitritt zu
supranationalen Organisationen regle. Es gebe aber Staatsvertrége, welche die
Verfassung ebenfalls beeinflussten, ohne einen Beitritt zu verlangen. Das neu
geschaffene Instrument kénne diese Licke schliessen und der Bundesrat habe es
geschafft, klare Kriterien fir die Anwendung zu definieren. Betroffen seien Vertrage,
die zwingend eine Verfassungsanderung mit sich bringen, und solche, die materiell
Verfassungsrang haben - also wenn Grundrechte, der Féderalismus oder die
Organisation der Bundesbehdrden tangiert werden. Dieses neue Referendum wirde die
Legitimitat eines Vertrags stérken, wobei die Zahl solcher Abstimmungen gemass Caroni
gering bleiben werde.

Eine Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte Nichteintreten. Der Zlrcher SP-Stéanderat
begriindete seinen Antrag damit, dass eine neue Regelung nicht notwendig sei. Es gebe
gar kein Problem, das einen neuen Verfassungsartikel rechtfertigen wirde. Dem
widersprach Daniel Fassler (cvp, Al): Weil die internationale Vernetzung zunehme,
werde auch der Konflikt zwischen Landesrecht und Voélkerrecht zunehmen, betonte er.
Deshalb sei es wichtig, hier frihzeitig eine gute Regelung zu finden. Eine 28 zu 14-
Merhheit beschloss in der Folge Eintreten.

In der Detailberatung scheiterte ein Einzelantrag Rechsteiner (sp, SG), der bei der
Prazisierung der Kriterien die «Grundrechte» nicht erwahnt haben wollte. Der St. Galler
Standerat argumentierte vergeblich, dass zahlreiche Vertrédge unter dieses Kriterium
fallen warden, die dann nicht mehr einfach ratifiziert werden kénnten, sondern von
Volk und Standen abgesegnet werden miussten. Als Beispiel nannte er die
Kinderrechtskonvention oder die Behindertenkonvention. Die anwesende Bundesréatin
Karin Keller-Sutter verneinte jedoch, dass diese Beispiele unter die neue Bestimmung
fallen wirden. Abgelehnt wurde auch ein Minderheitsantrag Chiesa (svp, TI), der
gefordert hatte, dass das Referendum nicht nur die allfallige Verfassungsanderung,
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sondern auch den Vertrag umfassen musse. Dadurch sollte vermieden werden, dass
eine Verfassungsanderung faktisch nicht mehr abgelehnt werden kénnte, weil man den
Vertrag ja schon eingegangen wére. Die Mehrheit wandte sich gegen dieses Ansinnen,
weil es auch die Moglichkeit geben musse, die Umsetzung eines Vertrags auf
Gesetzesstufe zu regeln, wie die Justizministerin ausfuhrte.

Somit nahm der Rat im Vergleich zur bundesréatlichen Vorlage lediglich eine sprachliche
Prazisierung vor und schickte das Geschaft nach der Gesamtabstimmung, in der sich 27
Ratinnen und Réate fur und 12 gegen den Entwurf aussprachen, an den Nationalrat. ®

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Bénéficiant d'un huitiéme siege au Conseil national depuis 2015, le canton du Valais
renouvelait sa députation lors des élections fédérales de 2019. Parmi les 236
candidatures déposées, 90 étaient féminines. Alors que les sortants Jean-Luc Addor
(udc), Franz Ruppen (udc), Philippe Nantermod (plr) et Mathias Reynard (ps) briguaient
un nouveau mandat, des incertitudes étaient de mise dans la «famille C», qui
comprend le PDC du Valais romand (PDCVr), le PDC du Haut-Valais (CVPO) et les
chrétiens-sociaux du Haut-Valais (CSPO). En effet, avec le départ de trois de ses quatre
élu.e.s pour diverses raisons, celle-ci a vécu une législature mouvementée. Le haut-
valaisan Roberto Schmidt (csp) a été élu au Conseil d'Etat en 2017, alors que Viola
Amherd (pdc) a accédé au Conseil fédéral en 2019 & la suite du départ de Doris
Leuthard (pdc). Dans des circonstances moins glorieuses, Yannick Buttet (pdc) a
démissionné de son poste en 2018, éclaboussé par des affaires de harcelement. Des
quatre élu.e.s de 2015 ne restait alors que Géraldine Marchand-Balet (pdc). La seule
femme de la députation valaisanne a cependant renoncé a rempiler pour une seconde
|égislature. La tache s'annoncait donc ardue pour leurs remplacants, qui espéraient
conserver les quatre sieges. Si la «famille C» représente historiquement la plus grande
force politique du canton, elle fait cependant face a une perte de vitesse constante
depuis plusieurs années. Thomas Egger (csp), Benjamin Roduit (pdc) et Philipp Matthias
Bregy (cvpo), successeurs de Schmidt, Buttet et Amherd, étaient notamment
accompagneés, sur la liste commune du PDCVr, CVPO et CSPO, par Serge Métrailler,
président de la section romande du PDC. Le Nouvelliste a fait remarquer un certain
sentiment d'urgence dans les rangs démocrates-chrétiens pour que le président se
lance lui-méme dans la bataille, alors que «les places avaient, pendant longtemps, la
réputation de se distribuer cecuméniquement et de se réserver des années a |'avance».
D'autres candidatures ont émergées, a I'image de celle de l'avocat sierrois Sidney
Kamerzin (pdc), chef de groupe au Grand Conseil. Le journal le Temps a estimé que la
place de Thomas Egger semblait étre la plus fragile, le président du Groupement suisse
pour les régions de montagne souffrant d'un déficit de notoriété a l'intérieur du
canton, bien que disposant d'un vaste réseau dans la Berne fédérale. Un début de
polémique enflait au début du mois de mars lorsque le genevois Eric Stauffer a clamé
son intention de rejoindre le PDCVr. En effet, le fondateur et ex-président du
Mouvement Citoyen genevois (MCG) s'est installé en Valais depuis peu et souhaitait se
mettre a disposition pour les élections fédérales. Une volonté tres vite tempérée par le
PDCVr, qui a refusé la demande de Stauffer.

Aux cbtés de Philippe Nantermod, également candidat pour un strapontin au Conseil
des Etats, le PLR espérait reconquérir un deuxiéme siége, abandonné il y a vingt ans.
Pour cela, les libéraux-radicaux ont conclu un apparentement avec les Vert'libéraux,
présents pour la premiere fois en Valais. L'association Avenir Ecologie a également
présenté deux listes communes avec le PLR. Les thémes environnementaux ayant eu le
vent en poupe au cours de I'année 2019, les Vert.e.s se sont également lancé.e.s dans la
campagne avec l'envie de faire leur entrée sous la coupole fédérale. L'apparentement
avec le PS et le Centre gauche-PCS devait permettre a la gauche de ravir un mandat aux
partis du centre pour obtenir un deuxieme siege. Le socialiste Mathias Reynard, qui
arpentait les couloirs du Palais fédéral depuis 2011, a fait figure de locomotive pour
cette liste. Tout comme Nantermod, il s'est en plus aligné pour accéder a la chambre
haute. Avec les listes jeunes et ainés, celles provenant du Haut-Valais ainsi que les deux
listes du Centre gauche-PCS, I'alliance de gauche a présenté 14 listes au total. De I'autre
coté de I'échiquier politique, une candidature a détonné. Ronald Zacharias, ancien
membre du PLR et du MCG genevois, a figuré sur la liste UDC aux cotés des sortants
Ruppen et Addor. Le multimillionnaire, descendant d'une famille hollandaise et actif
dans I'armement maritime, I'immobilier et le droit, a annoncé investir CHF 200'000 de
sa fortune personnelle dans la campagne, soit plus du double du montant dépensé par
les deux sortants. Un investissement pas forcément mal vu du coté de I'UDC, ou I'on a
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considéré ceci comme <«une chance pour toute la liste». Derniere formation a
présenter des listes, le Rassemblement Citoyen Valais (RCV) a dévoilé un vaste
programme comprenant 157 propositions, avec I'objectif d'apporter une vision «globale
et transversale» de la politique pour sa premiére participation aux élections fédérales.
Globalement, le jeu des apparentements n'a pas réservé de surprise, puisque I'ordre de
bataille était similaire a 2011 et 2015, seulement diversifié par |'apparition des
Vert'libéraux dans la constellation politique valaisanne.

C'est habituel dans le canton du Valais: la question de la représentation de la minorité
germanophone s'est invitée dans les débats. Au Conseil des Etats, c'est
traditionnellement un duo paritaire entre romand.e.s et alémaniques qui hérite des
deux fauteuils. Au national, les trois sortants alémaniques (Egger, Ruppen et Bregy)
étaient conscients de la nécessité du soutien des électeurs et électrices du bas du
canton, le Haut-Valais ne comptant que 25 pour cent de la population. lls pouvaient
cependant espérer une forte mobilisation en leur faveur. Comme I|'a relevé le
Nouvelliste, la participation était de 67.6 pour cent dans le Haut en 2015, contre 61.4
pour cent dans le Valais central et 54.2 pour cent dans le Bas-Valais. De plus, la
population germanophone vote généralement en bloc pour ses candidat.e.s, ce qui
permet fréquemment a la minorité d'étre surreprésenté dans les organes politiques
nationaux.

Avec une participation de 54.1 pour cent, la journée d'élections a vu le déclin de la
«famille C» se poursuivre. La formation a récolté 34.8 pour cent des suffrages, 5 points
de pourcentage (pp) de moins qu'en 2015. Dans le détail, le PDC du Valais romand a
engrangé 17.9 pour cent des voix, le CVPO 9.5 pour cent et le CSPO 7.3 pour cent. Alors
qu'elle était soutenue par plus de la moitié de I'électorat jusqu'en 1999, la formation n'a
depuis lors cessé de perdre du terrain. Ce résultat ne lui a pas permis de conserver son
quatrieme siege, qui est tombé dans I'escarcelle des Vert.e.s. Le parti écologiste, a
I'image de la tendance globale observée dans toute la Suisse, a réalisé un score canon
(10.6%; +5.7pp par rapport a 2015), permettant a la gauche d'arracher le deuxieme siege
tant convoité. Celui-ci est revenu a Christophe Clivaz, qui a été crédité de 17'377
suffrages pour sa quatrieme tentative aux élections fédérales. Le PS a également
progressé, s'établissant & 15.1 pour cent des voix (+1.8pp), alors que le Centre gauche-
PCS a apporté son écot au succes de la gauche (1%, -0.4pp). Mathias Reynard a
conservé son siege, se permettant méme d'étre le candidat récoltant le plus de voix
avec 34'175 suffrages, devant Philippe Nantermod, qui en a récolté 27'906. Le PLR a
échoué dans sa quéte d'un deuxiéme siége (16.5%, -1.6pp), sans pouvoir profiter d'un
grand soutien de la part des Vert'libéraux, qui ont réalisé un petit score pour leur
premiéere participation (0.8%). L'UDC a maintenu ses deux représentants malgré un
léger recul (19.8%, -2.3pp). Franz Ruppen (25'493 voix) a notamment réalisé un carton
dans le Haut, ou il termine devant les membre de la «famille C», alors que Jean-Luc
Addor a recu 17'535 voix. Deuxieme dans le Haut-Valais, le PDC Philipp Matthias Bregy
(21'689 voix) sera avec Ruppen I'un des deux germanophones & siéger a Berne lors de la
prochaine législature. Le jaune Thomas Egger (20'041 voix) a fait les frais du recul de
|'alliance du centre et n'aura pas l'occasion d'effectuer un mandat complet sous la
coupole. Ce sont Benjamin Roduit (25'601 voix) et le nouveau venu Sidney Kamerzin
(25'602 voix) qui ont hérité des deux mandats dévolus au PDCVr. Pour étre précis, le
Rassemblement Citoyen Valais a récolté 1.5 pour cent des suffrages (+1.1pp). Malgré
|"augmentation du nombre de candidatures féminines, passées de 45 en 2015 & 90 en
2019, aucune femme n'a été élue pour reprendre le flambeau de Géraldine Marchand-
Balet & la chambre du peuple. Maigre consolation, I'élection de Marianne Maret a la
chambre haute permet a la députation valaisanne de compter au moins une
politicienne dans ses rangs pour la prochaine législature. ¢

Wahrend der bisherige Zuger Stdnderat Peter Hegglin (cvp) bei den Standeratswahlen
2019 im Kanton Zug antrat um sein Mandat zu verteidigen, zog sich sein Amtskollege
Joachim Eder (fdp) nach zwei Legislaturen zuriick. Da die Freisinnigen auch bei den
Nationalratswahlen einen schwergewichtigen Rucktritt verkraften musste, war die
Partei doppelt unter Druck, geeignete Kandidierende zu finden, welche in die Bresche
springen konnten. Schliesslich nominierte die FDP den ehemaligen Vorsteher der Zuger
Volkswirtschaftsdirektion Matthias Michel. Dieser bekam schon bald ernsthafte
Konkurrenz, denn die SVP nominierte ihrerseits Heinz Tannler, den amtierenden Zuger
Finanzdirektor. Tannler konnte sich ausserdem als OK-Prasident des eidgendssischen
Schwing- und Alplerfests in Zug profilieren. Im Wahlkampf gab sich Tannler betont als
Uberparteilicher Macher, zum Beispiel indem er bei Plakaten auf das SVP-Logo
verzichtete. Es schien von Beginn weg klar zu sein, dass diese drei burgerlichen
Politgrossen die zwei Sitze unter sich ausmachen wirden. Trotzdem kandidierten vier
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weitere Personen fir einen Stédnderatssitz. Die Alternative - die Grine (alg) schickte
Tabea Zimmermann Gibson ins Rennen, die SP Barbara Gysel. Andrea Sidler Weiss
(parteilos) und Stefan Thoni (parat) traten ebenfalls zur Wahl an.

Peter Hegglin erzielte im ersten Wahlgang das beste Ergebnis. Er holte 19'909 Stimmen,
Ubertraf das absolute Mehr von 18'464 Stimmen und konnte sich damit bereits am
Wahlsonntag Uber seine Wiederwahl freuen. Dahinter lagen Matthias Michel (16'852
Stimmen) und Heinz Tannler (16'769) beinahe gleichauf. Abgeschlagen folgten Tabea
Zimmermann Gibson (8'200 Stimmen), Barbara Gysel (7'898), Andrea Sidler Weiss
(2'598) und Stefan Thoni (1'626).

Da neben Hegglin niemand das absolute Mehr erreichte, ging der Kampf um den zweiten
Standeratssitz in eine weitere Runde. In der Vergangenheit war ein zweiter Wahlgang in
Zug nur selten notig geworden. Doch das breite Kandidatenfeld und die drei erfahrenen
blrgerlichen Kandidaten machten 2019 einen solchen nétig. Die Kandidierenden auf
den letzten drei Platzen verzichteten auf die Teilnahme am zweiten Wahlgang. Neben
Michel und Ténnler verblieb also auch Zimmermann Gibson im Rennen.

Das Resultat des zweiten Wahlgangs entschied schliesslich zugunsten von Matthias
Michel. Er holte 17'206 Stimmen und konnte verglichen mit dem ersten Wahlgang seinen
Vorsprung auf Heinz Tannler (13'857 Stimmen) deutlich ausbauen. Tabea Zimmermann
Gibson (6'949) blieb chancenlos. Die FDP schaffte es damit, ihren seit 1971
ununterbrochen gehaltenen Stédnderatssitz zu verteidigen. ’

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Nach Filippo Lombardis (cvp, TI) Ausscheiden aus dem Stédnderat Gbernahm dessen
Parteikollege Beat Rieder (cvp, VS) die Motion Uber die gesetzliche Grundlage zur
Wahrung des Mitsprache- und Entscheidungsrechts von Parlament, Volk und
Kantonen bei der Umsetzung des Rahmenabkommens. Die APK-SR, der das Geschaft
zur Vorberatung Uberwiesen worden war, vertagte den Beschluss dazu im Januar 2020,
da das Institutionelle Rahmenabkommen (InstA) zu dem Zeitpunkt noch nicht «konkret
zur  Diskussion» stand. Im November 2020 vertffentlichte sie einen
Kommissionsbericht, in dem sie zum Schluss kam, dass bei einer Annahme des InstA
eine schnelle und starke Einbindung des Parlaments im Rahmen des gestaltenden
Mitspracherechts  («decision  shaping») die Akzeptanz der dynamischen
Rechtslibernahme verbessern wilrde. Auch die Mitwirkungsmaoglichkeiten von
Parlament und Kantonen bei der Erarbeitung von EU-Recht musse gestéarkt werden. Die
Kommission empfahl die Motion einstimmig zur Annahme, lehnte aber gleichzeitig den
Antrag der APK-NR ab, eine gemeinsame Subkommission zur Erarbeitung konkreter
Mitwirkungsrechte einzurichten.

In der Wintersession 2020 kam die Motion in den Standerat, wo nach der klaren
Empfehlung in der vorberatenden Kommission erwartungsgeméss wenig
Diskussionsbedarf herrschte. Kommissionssprecher Rieder erklarte, dass die
Mitwirkungsmoglichkeiten des Parlaments in der gegenwartigen Lage beschrankt seien
und nur die Moglichkeit der Information und der Konsultation der beiden APK
vorgesehen sei. Auch der im InstA vorgesehene gemischte parlamentarische Ausschuss,
der sich durch Resolutionen und Berichte in den Rechtsprozess einbringen koénnte,
genutge nach Ansicht der Kommission nicht. Obwohl Rieder betonte, dass man mit der
Annahme der Motion nicht flr oder gegen das Rahmenabkommen stimme, I6ste die
Motion bei der Fraktion der SVP kritische Reaktionen aus. So betonten sowohl Marco
Chiesa (svp, TI) wie auch der parteilose Thomas Minder (parteilos, SH), dass die Motion
in der Praxis keine Bedeutung habe, weil das Rahmenabkommen vom Volk nicht
gewunscht sei. Da jedoch niemand gegen mehr Mitspracherecht fir Kantone, Volk und
Parlament stimmen wollte, wurde die Motion stillschweigend angenommen.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



BERICHT
DATUM: 17.09.2020
AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 11.06.2020
AMANDO AMMANN

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In der Herbstsession 2020 nahmen die beiden Kammern vom Bericht der Delegation
bei der parlamentarischen Versammlung der OSZE 2019 Kenntnis. Der Bericht fasst die
wichtigsten Beitrége der Schweizer Delegation im vergangenen Jahr zusammen, gibt
aber keinen Uberblick iiber sdmtliche Beratungen der Versammlung. Geméass Bericht
wurden zwei der drei allgemeinen Ausschulsse von Mitgliedern der Schweizer Delegation
prasidiert, was die Bedeutung der Schweizer Vertreterinnen und Vertreter zeige.
Themenschwerpunkte der Schweizer Delegation waren unter anderem die
Reglementierung privater Sicherheits- und Militarunternehmen; die Beteiligung der
OSZE-Léander an der «Neuen Seidenstrasse»; die Lage in der Ostukraine;
Terrorismuspravention und -bekédmpfung; die Zunahme extremnationalistischer
Strémungen im OSZE-Raum; die Rolle der Frauen bei der Wahrung von Frieden und
Sicherheit im OSZE-Raum; und Migrationsbewegungen zwischen den Mitgliedsstaaten
und den OSZE-Partnerstaaten im Mittelmeerraum. Im Sténderat zeigte sich Marco
Chiesa (svp, Tl), der Kommissionssprecher der APK-SR, besorgt Uber die noch bis
Dezember 2020 unbesetzten Schlisselpositionen an der Spitze der OSZE. Nationalrat
und Delegationsmitglied Andreas Aebi (svp, BE) kritisierte die OSZE-internen «Intrigen»,
die seiner Meinung nach zu diesem Vakuum an der Spitze geftuhrt hatten. Gerade bei
den Wahlbeobachtungen in Weissrussland und den Projekten in der Ostukraine ware
die Fiihrung der OSZE gefordert gewesen. ?

Gute Dienste

In der Sommersession 2020 kam die Motion der APK-NR zum Nachtragskredit fiir die
humanitare Hilfe in den Stdnderat. Die APK-NR hatte vom Bundesrat flr das Jahr 2020
eine Aufstockung der Kredite fur humanitére Hilfe um CHF 100 Mio. verlangt, um
substanzielle Beitrage an IKRK, UNO und IFRC und deren Covid-Hilfsprogramme leisten
zu kénnen. Die APK-SR empfehle die Motion mit 10 zu 2 Stimmen zur Annahme, gab
Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher der Kommission bekannt. Sommaruga erinnerte
daran, dass insbesondere afrikanische Staaten mit schwacher Gesundheitsinfrastruktur
und fragiler Wirtschaft besonders hart vom Coronavirus getroffen worden seien. Die
Aufrufe der internationalen Organisationen zeigten, dass enorme zusatzliche
Anstrengungen nétig seien, um die Folgen der Pandemie in diesen Staaten bewaéltigen
zu kénnen. Zwar habe das Parlament im Nachtrag lla bereits CHF 307 Mio. fur die
Entwicklungshilfe freigegeben, die Motion sei aber aus drei Griinden weiterhin relevant.
Erstens sei sie ein Signal an die Bevolkerung, dass sich die Schweiz an den weltweiten
humanitaren Anstrengungen beteiligen misse. Zweitens unterstitze man damit den
Bundesrat in seinem multilateralen, humanitaren Engagement im Rahmen der Covid-19-
Krise. Und drittens signalisiere man damit, dass das EDA bis Ende Jahr Gesuche um
zusétzliche Mittel einreichen kénne, solange die Grenze von CHF 100 Mio. eingehalten
werde. Eine Minderheit Chiesa (svp, Tl) empfahl die Motion zur Ablehnung, unter
anderem weil der Bundesrat in der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-
2024 eine weitere Erhdhung der Ausgaben fir die humanitéare Hilfe auf CHF 536 Mio.
vorsehe. Gemass Chiesa habe der Ausbau der finanziellen Unterstitzung zugunsten
multilateraler Organisationen «System» und musse bekampft werden. Zudem sei die
Covid-bedingte Notlage in der Schweiz so gross, dass man in erster Linie die
«Schwachsten im eigenen Land» schitzen musse. Bundesrat Cassis wies die Mitglieder
des Standerats darauf hin, dass die vorliegende Motion alle vier Prioritaten der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 tangiere: Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit und Digitalisierung. Mit den bewilligten Nachtragskrediten werde man
die humanitéren Appelle des IKRK, des IFRC, der UNO sowie einen dritten Appell der G-
20-Lander unterstitzen. Laufende DEZA-Programme wurden zudem gezielt auf die
Bewaltigung der Pandemie ausgerichtet werden. Die Halfte der geforderten CHF 100
Mio. wirden aus dem reguldren Haushalt finanziert, fir die zusatzlichen Mittel nutze
man auch die Covid-bedingten Kreditreste. Gemass Cassis erfulle der Bundesrat das
Anliegen der Motion mit diesen Massnahmen bereits, weshalb er sie zur Annahme
empfehle. Die kleine Kammer stimmte mit 25 zu 12 Stimmen fur die Annahme der
Motion und folgte damit dem Beispiel des Nationalrats. ™
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Entwicklungspolitik

Im Februar 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Kapitalerh6hungen
der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Darin fiihrte er aus,
dass sowohl der Entwicklungsausschuss der Weltbankgruppe (WBG) wie auch die
Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) eine Kapitalerhdhung der
Finanzierungsleistungen bis 2030 beschlossen hatten. Im Fall der Weltbankgruppe
verteilen sich die Erhéhungen auf zwei Teilorganisationen, namentlich die IFC und die
IBRD. Insgesamt beliefen sich die Kreditbeschliusse auf CHF 2.7592 Mrd., an denen sich
die Schweiz als Mitglied zu beteiligen habe. De facto wurde die Schweiz fur USD 197.7
Mio. Aktien der IBRD und der IFC sowie fur weitere USD 99.7 Mio. Aktien der AfDB
kaufen. Der restliche Betrag setze sich aus Garantiekapital fir die IBRD (USD 649 Mio.)
und die AfDB (USD 1562 Mio.) zusammen. Dieses Garantiekapital wurde in der
Vergangenheit noch nie von einer multilateralen Entwicklungsbank eingefordert und
dient ausschliesslich der Verbesserung des Bonitatsratings. Zudem beantragte der
Bundesrat die Genehmigung der Anderung des Abkommens Uber die IFC: Die
qualifizierte Mehrheitsanforderung far Zustimmungen zZu zukUnftigen
Kapitalerhéhungen der IFC soll von 80 Prozent auf 85 Prozent angehoben werden.

Der Standerat behandelte die Kapitalerhéhungen in der Sommersession 2020, nachdem
die APK-SR die Beteiligung an den Kapitalerhdhungen und die Anderung des IFC-
Abkommens mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen hatte, was
Kommissionssprecher Damian Muller (fdp, LU) im Rat hervorhob. Zu diskutieren gaben
jedoch zwei Minderheitsantrage, welche bereits in der Kommission gescheitert waren.
Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) verlangte, dass die Schweiz in den
Entscheidungsgremien der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
eine konsequente Null-Toleranz-Politik gegen Korruption fuhren und sich fur die
Menschenrechte einsetzen musste. Sommaruga wies darauf hin, dass auch
industrialisierte Staaten wie die Schweiz von den Investitionen der Weltbankgruppe
profitierten. Ein oft verwendetes Instrument seien 6ffentlich-private Partnerschaften
mit  Beteiligung  multinationaler ~ Konzerne, welche der  Korruption in
Entwicklungsldndern Vorschub leisteten. Matthias Michel (fdp, ZG) empfand die
Forderung der Minderheit bei einer Krediterhéhung als fehl am Platz. Er teile zwar
diese Grundwerte, doch es sei selektiv und etwas zufallig, sich nur gegen Korruption
einzusetzen, wenn die Schweiz doch flr ein viel breiteres Wertespektrum stehe. Er
erwarte, dass der Bundesrat die Schweizer Grundwerte immer zum Ausdruck bringe,
auch ohne dass man dies gesetzlich verabschiede. Der Minderheitsantrag Sommaruga
wurde mit 28 zu 17 Stimmen abgelehnt.

Eine zweite Minderheit Vara (gp, NE) wollte die Finanzierung von Kohle-, Erdél- und
Erdgasprojekten und von Projekten im Zusammenhang mit Stromerzeugung aus fossilen
Energien verbieten lassen. Die Schweiz musse ihr Gewicht und ihren Einfluss nutzen,
um sich flur eine koharente und umfassende Klimapolitik einzusetzen, so die
Minderheitsfuhrerin. Damian Muller argumentierte, dass dadurch auch Darlehen und
die Beratungstatigkeiten von Banken betroffen wéren, was eine Mehrheit der APK-SR
abgelehnt habe. Zudem wdirden samtliche Projekte der Entwicklungsbanken eng
begleitet und evaluiert. So kénnte Bundesrat Parmelin als Schweizer Vertreter in der
Weltbankgruppe entsprechend Einfluss nehmen, wenn die Projekte den Werten der
Schweizer Aussenpolitik zuwiderliefen. Ebenjener Bundesrat warnte in der Folge davor,
dass dieser Minderheitsantrag die Arbeit der Entwicklungsbanken erschweren kénnte.
Schliesslich seien beispielsweise Gaskraftwerke in Léndern mit mangelhafter
elektrischer Infrastruktur durchaus als Ubergangstechnologie geeignet, um
Kohlekraftwerke abzuldsen. Auch dieser Minderheitsantrag wurde mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) verworfen.

Die Kapitalerhdhungen der Weltbankgruppe wurden in der Gesamtabstimmung mit 34
zu 4 Stimmen (bei 7 Enthaltungen), jene der Afrikanischen Entwicklungsbank mit 37 zu 4
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) angenommen. Auch den Bundesbeschluss Uber die
Genehmigung der Anderung des Abkommens (iber die IFC nahm der Standerat mit 37 zu
4 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. ™
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Aussenwirtschaftspolitik

Mittels Motion forderte Marco Chiesa (svp, Tl) den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der
aussenpolitischen Strategie 2020-2023 eine Analyse zur Internationalen Positionierung
und den Freihandelsabkommen der Schweiz zu erarbeiten. Es gelte zu evaluieren,
welche Auswirkungen die Marginalisierung der EU in einer «multipolar gewordenen und
vom konfliktgeladenen Duopol China-USA beherrschten Welt» auf die Schweiz habe, so
die Forderung des Motionérs. Ausserdem solle der Bundesrat die wirtschaftlichen und
politischen Vor- und Nachteile dreier Optionen vergleichen: Abschluss vieler bilateraler
FHA parallel zu den Abkommen im Rahmen der WTO; Abschluss/Vertiefung regionaler
FHA mit China, den USA und der EU; institutionelle Einbindung in die EU zum Schutz
gegen «hegemoniale» auslandische Investoren. Standerat Chiesa begrindete sein
Anliegen mit der zunehmenden Annéherung der Schweiz an die EU und die OECD,
womit die Schweiz ihre neutrale Rolle, die sie im Ost-West-Konflikt innehatte, verlor.
Eine Motion gleichen Inhalts hatte zuvor Yves Nidegger (svp, GE; Mo. 20.3738)) im
Nationalrat eingereicht.

Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, da er laut Stellungnahme ohnehin
Fragen zur Positionierung der Schweiz im sich wandelnden internationalen Umfeld im
Rahmen der China-Strategie, der  Aussenwirtschaftsstrategie —und dem
Aussenpolitischen Bericht 2020 behandeln werde. ™

In der Herbstsession 2020 liberwies der Standerat die Motion Chiesa (svp, Tl) zur
Internationalen Positionierung und den Freihandelsabkommen der Schweiz an die
zustandige Kommission. Carlo Sommaruga (sp, GE) hatte zuvor mittels Ordnungsantrag
verlangt, dass man die Vorlage zuerst in der APK-SR diskutieren solle, bevor man der
Bundesverwaltung und dem Departement neue Arbeit auferlege, insbesondere weil der
Bundesrat bis Ende 2020 nebst einer China-Strategie noch mehrere Strategien zur
Aussenpolitik veroffentlichen werde. Gemaéass Stéanderat Sommaruga teile der
Kommissionsvorsitzende Damian Mdller (fdp, LU) diese Ansicht. Motionar Chiesa
unterstitzte diesen Vorschlag nicht, da der Bundesrat die Erfullung der Motion bereits
zugesichert hatte und man ihm daher das Mandat direkt erteilen kénne. Der
Ordnungsantrag Sommaruga wurde dennoch mit 22 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
angenommen, womit das Geschéaft an die APK-SR zur Vorberatung Gberwiesen wurde. ®

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Konjunkturlage- und politik

Pour faire face a la crise du Covid-19, Marco Chiesa (udc, TI) a demandé au Conseil
fédéral d'élaborer un plan de soutien aux secteurs de I'économie les plus touchés par
les conséquences économiques et financiéres. La motion du parlementaire tessinois
propose notamment une exemption ou une réduction temporaire de la TVA.

Le Conseil fédéral s'est opposé a la motion. Il a estimé que plusieurs mesures
ponctuelles avaient déja été prises pour soutenir I'économie, citant notamment les
crédits-relais. De plus, il a précisé que la TVA n'était pas un outil adapté pour des
mesures conjoncturelles ponctuelles.

Le Conseil des Etats a rejeté la motion par 27 voix contre 10 et 2 abstentions. ™

Strukturpolitik

Suite a I'ensemble des mesures dictées par la situation sanitaire, de nombreux secteurs
économiques souffrent. Le tourisme, avec la fermeture d'établissements
d'hébergement et les difficultés a voyager, avec notamment la fermeture partielle des
frontiéres, est sous pression selon le député tessinois Marco Chiesa (udc, Tl). Il propose
ainsi une modification de la loi fédérale sur I'impdét fédérale direct (LIFD) et de la loi
fédérale sur I'harmonisation des impdts directs des cantons et communes (LHID) pour
permettre une déduction fiscale des frais de séjour pour les contribuables
helvétiques qui voyagent en Suisse en 2020.

Le Conseil fédeéral a estimé qu'une telle mesure n'était, non seulement pas adaptée,
mais également pas en adéquation avec les mesures ciblées et temporaires déja prisent
pour soutenir I'économie. En outre, il estime que l'octroi d'un crédit de CHF 40
millions pour une campagne marketing, décidé en mai 2020, et le maintien des
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MOTION
DATUM: 09.12.2020
KAREL ZIEHLI

MOTION
DATUM: 03.06.2020
KAREL ZIEHLI

restrictions de voyage a I'étranger au niveau international, devraient déja fortement
inciter les helvétes a voyager en Suisse. La motion a finalement été retirée. ®

Landwirtschaft
Agrarprodukte

Le Conseil des Etats a décidé de transmettre une motion déposée par la sénatrice
Marianne Maret (pdc, VS) a la commission compétente (CER-CE) pour un examen
préalable. La sénatrice valaisanne souhaite imposer aux importateurs de vins étrangers
de vendre également des vins suisses, une mesure qui pourrait aider le secteur viticole
a surmonter la longue crise qu'il connait et qui s'est renforcée avec le Covid-19. "

Lebensmittel

S'appuyant sur le rapport publié par le Conseil fédéral suite & son postulat 17.3967, la
CSEC-CE a déposé une motion pour que les méthodes de production interdites en
Suisse soient déclarées sur les produits. Contrairement a la motion de sa commission
sceur (Mo.20.3005), que le Conseil des Etats a profité de classer, cette intervention
touche & I'ensemble des modes de production des produits végétaux et animaux, et
non pas seulement aux méthodes d'abattage. Matthias Michel (plr, ZG), rapporteur de
commission, a mis trois raisons en avant qui expliquent le dépdt de cette motion:
premierement, I'importation libre et la déclaration obligatoire vont logiquement de
pair, deuxiemement, la déclaration obligatoire serait soumise & certains critéres
(respect des accords commerciaux, faisabilité, etc.) et troisitmement, des raisons
politiques expliquent la nécessité d'un tel systéme, a savoir les demandes de plus en
plus fréquentes allant en ce sens. Certains membres de la chambre haute se sont
opposés au texte, a I'image d'Andrea Gmur-Schénenberger (centre, LU) et Benedikt
Wirth (centre, SG) qui estiment que la mise en ceuvre de cette motion sera bien plus
complexe qu'il n'y parait. La Suisse possede, en effet, dans certains domaines tels que
la protection des animaux, des normes plus élevées que dans les autres pays. La
question est de savoir a partir de quand il est nécessaire de déclarer qu'un produit ne
respecte pas les méthodes de production suisses. Benedikt Wurth préférerait, au
contraire, une stratégie de promotion des produits suisses plutdt qu'une obligation de
déclaration pour les produits importés. Au nom du Conseil fédéral, Alain Berset a
exposé la difficulté de mettre en ceuvre ce texte a tous les produits - sauf exceptions -
tant d'un point de vue des engagements internationaux de la Suisse a cet égard que de
la faisabilité, notamment en ce qui concerne les produits transformés. Le Conseil
fédéral plaide, bien plus, pour des mesures au cas par cas.

Malgré ces voix réticentes, les sénatrices et sénateurs ont soutenu la motion de leur
commission par 36 voix contre 6. Elle sera donc traitée par le Conseil national. "

Tierhaltung, -versuche und -schutz

La mise en place de la vidéosurveillance dans les abattoirs était au menu du Conseil
des Etats. Le socialiste zurichois Daniel Jositsch a, en effet, proposé a ses consceurs et
confreres de rendre obligatoire la surveillance vidéo dans ces endroits sensibles.
Aujourd'hui, I'exploitant.e de I'abattoir est dans I'obligation de désigner une personne
responsable de garantir le bon déroulement de I'étourdissement et de I'abattage de
I'animal. Cette personne est référente pour les vétérinaires officiels qui procedent a
des controles par sondage. Cette procédure contient des lacunes qui ont été soulevées
a de nombreuses reprises par des organisations de protection des animaux ayant
effectué des enregistrements vidéo de maniére clandestine. Chaque raté
d'étourdissement ou de saignée, non détecté par les vétérinaires, mene a une
souffrance énorme pour |'animal, souffrance qui n'a plus lieu d'étre selon le sénateur
zurichois. Pour appuyer son propos, Daniel Jositsch a cité un rapport délivré par
I'OSAV, qui constate que des problemes subsistent encore en Suisse, malgré une
|égislation sur la protection des animaux exigeante. Conscient que la vidéosurveillance
peut créer des difficultés en termes de protection des données et de droits de la
personnalité, le sénateur a proposé de la réduire aux zones les plus sensibles des
abattoirs. De plus, seules les autorités compétentes auraient acces a ces
enregistrements.

On l'apprenait dans les journaux, certains abattoirs filment d'ores et déja les étapes
sensibles de la mise a mort des animaux, a I'image de Micarna - propriété de Migros -
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qui a mis en place un tel systéeme dans ses locaux situés a Courtepin.

Deux membres du groupe du centre, Benedikt Wirth (SG) et Marianne Maret (VS) se
sont opposés a la motion lors des débats en chambre, tous deux considérant que cette
mesure est disproportionnée. La sénatrice valaisanne redoute également que cela ne
meéne a une généralisation de la vidéosurveillance, des endroits comme les EMS, les
hopitaux ou les écoles n'étant pas exempt de scandales.

Le Conseil fédéral s'est également opposé a cette motion, Alain Berset a précisé qu'une
révision de I'ordonnance sur la protection des animaux (OPAn) lors de leur abattage
avait été initiée. L'exécutif considere qu'il faut analyser le probleme de maniére plus
globale, I'instauration d'une obligation de filmer n'ayant qu'une portée symbolique.

Au final, seul.e.s 5 sénatrices et sénateurs ont soutenu la motion Jositsch, tandis que
32 s'y sont opposé.e.s et 6 se sont abstenu.e.s. ®

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In zwei Motionen nahm sich Marco Chiesa (svp, Tl) der Besteuerung nach dem Aufwand,
also der Pauschalbesteuerung an, die erst 2012 revidiert worden war. Diese erlaubt es
auslandischen Staatsangehorigen mit Wohnsitz in der Schweiz, anstelle der
ordentlichen Steuer eine Besteuerung nach dem Aufwand zu wéhlen, wenn sie in der
Schweiz nicht erwerbstatig sind. Chiesa erachtete jedoch zwei diesbezlgliche
Formulierungen im StHG respektive im DBG als ungenau oder gar falsch und beantragte
deshalb, diese Formulierungen denjenigen des Tessiner Steuergesetzes anzupassen.

In seiner ersten Motion (Mo. 19.4557) verlangte Chiesa, dass die Formulierung im StHG
bezlglich der Kontrollrechnung so geandert wird, dass das in anderen Kantonen
gelegene unbewegliche Vermdgen und dessen Einklnfte fir die Bestimmung des
Steuersatzes der Staatssteuer nicht relevant sind. Wirden diese berlcksichtigt, wie es
gemass der Formulierung im StHG vorgesehen ware, kdme es zu einer interkantonalen
Doppelbesteuerung, argumentierte er.

Mit seiner zweiten Motion (Mo. 19.4558) sollte die Formulierung «die in der Schweiz
angelegten beweglichen Kapitalvermdégen»  durch «Kapitalvermoégen  aus
schweizerischer Quelle» ersetzt werden, wie es auch das Kreisschreiben Nr. 44 der
ESTV prazisiere. Ansonsten kénnten die Pauschalbesteuerten «das in der Schweiz
angelegte Kapitalvermogen ins Ausland transferieren» und mussten es in der Folge in
der Kontrollrechnung nicht auffihren.

Der Bundesrat teilte die Ansicht des Motionéars zu beiden Vorstéssen nicht. Da die
Veranlagungspraxis bereits dem Anliegen des Motionérs entspreche, sei eine
Teilrevision der entsprechenden Artikel nicht noétig, begrindete er seine ablehnende
Haltung.

In der Sommersession 2020 behandelte der Stdnderat die beiden Motionen und gab
dabei einem Ordnungsantrag Bischof (cvp, SO) Folge: Er wies die beiden Motionen der
WAK-SR zur Vorprifung zu. Da die beiden Fragen sehr technisch seien, solle man der
Kommission die Moglichkeit geben, diese ernsthaft zu prifen, hatte Bischof seinen
Antrag begriundet. "

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, Uber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgefihrte
Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'500 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabziigen? Zur Beantwortung dieser Frage
stltzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die Beflrworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fir den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stitze man sich auf die Definition des BFS fur
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
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Marianne Binder-Keller gegentber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nutze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kémen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wéhrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wirden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausféllen betroffen waren, bertcksichtigt wirden, betonte tberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Bertcksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfélle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsblchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgefihrt werde. Dies sei
«total irreflihrend» (Badran gemass Blick), da niemand die Hohe seines personlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begrindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsachliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Befurworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabziige im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegentber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fir Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fiir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg Uber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage mdglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhéhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Héberli-
Koller (cvp, TG) beflirwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhéangig der Betreuungsform entlastet wurden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, erganzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fur die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegenlber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzlige tUberhaupt
gerechtfertigt seien. So kdnne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gabe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstltzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzlge, neutral wirkende
Abzlige vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhdhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verléangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukinftig weniger Geld flr andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstéatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabztigen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen flhren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wuirde, weil kein Geld mehr vorhanden ware. Verstarkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewaltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
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Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Beflrwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
ursprungliche Ziel der Vorlage, die Férderung der Beschéaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Erganzung der Kinderabzlge geférdert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhéhung der
Kinderabziige die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstétigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
starkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flr Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «fur alle méglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflir da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezuglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflrworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstutzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere flr die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekdmpft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Standerat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalrétin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kampfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fur arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften fur das Referendum gesammelt hatten, fur ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabziige aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
beflirworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, storten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich fur
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhaltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbénde nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fir die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Foég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf massiges
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Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit finf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grlinen die Vorlage mehrheitlich beflrworteten, zurtckgefihrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daflr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu &hnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grliinen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin geméass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer iiber die
steuerliche BerUcksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betrachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevolkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevélkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzdsischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
l&ndlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die personliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wiirde in der Romandie starker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Standeratin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fur den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezolle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenprémien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhdhung des
Kinderabzugs auch die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Ldsungen, die sich far
die Mehrheit der Bevolkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020
Beteiligung: 59.2%

Ja: 164415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 10.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2°

In der nationalrdtlichen Debatte zur parlamentarischen Initiative Chiesa (svp, TI) fur
eine Verdoppelung des Maximalabzugs fiir Krankenkassenpramien bei der direkten
Bundessteuer in der Wintersession 2020 wiesen die Kommissionssprechenden
Benjamin Roduit (mitte, VS) und Barbara Gysi (sp, SG) auf die weit fortgeschrittenen
Arbeiten zur Umsetzung der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) hin. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, empfahl die Kommissionsmehrheit, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Mit 121 zu 60 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat diesem Antrag und lehnte einen Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Folgegeben ab. *

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Der Standerat stimmte der Motion Nantermod (fdp, VS) <«Elektrofahrrader.
Gesetzgebung an die Verwendung im Tourismus anpassen> in der Wintersession 2020
stillschweigend zu, nachdem Marianne Maret (cvp, VS) fir die Kommission noch einmal
die Vorteile der Motion erldutert hatte, welche vor allem in der gesteigerten
touristischen Attraktivitat der Schweiz als «Veloland>» lagen. ??

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Der Standerat behandelte das Covid-19-Gesetz gleich am Folgetag der
entsprechenden nationalratlichen Debatte, was dazu flihrte, dass der Kommission und
den einzelnen Ratsmitgliedern nur sehr wenig Zeit fur die Vorbereitung blieb. Probleme
bereiteten der Kommission insbesondere die vom Nationalrat gutgeheissenen
Einzelantrage, da sie diese erst am Morgen vor der Ratsdebatte behandeln konnten.
Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG) nannte die Situation entsprechend
«herausfordernd, aber auch nicht vdllig ungewdhnlich», zumal die Themen
«Uberblickbar» seien. Anders sah dies Thomas Minder (parteilos, SH), der das Geschéft
zu einem «Fauxpas der groberen Sorte» erklarte, was er unter anderem auf die
gedréngte Behandlung bezog. Eintreten war jedoch unbestritten.

Zuerst setzte sich der Standerat in der Detailberatung mit einem Ordnungsantrag
Minder auseinander, der auf dem zweiten Teil seiner Kritik beruhte: Der Schaffhauser
Sténderat beflirchtete, dass die Breite des Gesetzes die Einheit der Materie verletze. Er
zeigte sich besorgt, dass die Stimmblrgerinnen und Stimmbdrger bei einer so breiten
Vorlage in einem drohenden Referendum ihrer freien Willensédusserung nicht
nachkommen kénnten. Entsprechend reichte er einen Splittingantrag ein, bei dem er
die Primarmassnahmen, also die Massnahmen zur Bekampfung der Epidemie, von den
Sekundarmassnahmen, also den Massnahmen zur Bewaltigung der Folgeprobleme,
trennen wollte. Mit der Ansicht, dass die Zusammenfassung solch unterschiedlicher
Aspekte in einem Gesetz problematisch sei, war Minder nicht alleine. Zahlreiche
Sprechende pflichteten ihm diesbezlglich bei, selbst Kommissionssprecher
Rechsteiner sprach von einem «gesetzgeberischen Birchermuesli». Dennoch fand die
vorgeschlagene Losung des Splittings bei der Ratsmehrheit wenig Anklang: Damit
vereinfache man die Wahrnehmung der politischen Rechte nicht, sondern erschwere
sie zusatzlich, argumentierte etwa Carlo Sommaruga (sp, GE). Zudem gebe man der
Stimmbevélkerung erst recht das Gefuhl, dass man sie an ihrer Mitsprache hindern
wolle, weil sie dadurch zwei Referenden ergreifen misste, ergdnzte Paul Rechsteiner
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fur die Kommission. Bundeskanzler Thurnherr erklérte, dass sich der Bundesrat
durchaus uUberlegt habe, die Vorlage in viele einzelne dringliche Bundesbeschlusse
aufzuspalten, sich aber dagegen entschieden habe, weil das zu wenig Ubersichtlich
gewesen ware. Mit 30 zu 7 Stimmen lehnte der Stédnderat in der Folge den Antrag
Minder ab.

Bei der Detailberatung lag auch dem Standerat eine Vielzahl an Antrdgen vor (20
Mehrheits-, 13 Minderheits- und 10 Einzelantrage) und wiederum war bereits der Artikel
zum Gegenstand des Gesetzes umstritten. Hier behandelte der Sténderat einen neuen
Einzelantrag Caroni (fdp, AR), der explizit festhalten wollte, dass der Bundesrat die
entsprechenden Befugnisse nur soweit wahrnehmen dirfe, wie eine Problematik
wirklich dringlich sei. Wann immer maoglich, solle er jedoch den ordentlichen oder
dringlichen Gesetzgebungsprozess einhalten. Kommissionssprecher Rechsteiner
erachtete die Bestimmung als Uberflissig und beflrchtete Uberdies, dass sie zu
Missverstandnissen fuhren kdonnte. So gebe es durchaus Massnahmen, von denen man
wolle, dass sie der Bundesrat selbstandig umsetze, zum Beispiel die Beschaffung von
Gesundheitsmaterial. Bundeskanzler Walter Thurnherr erachtete den Zusatz zwar
ebenfalls als unndtig, er sei aber auch nicht schéadlich, «weil wir nichts anderes
vorhaben als das». Mit 24 zu 15 Stimmen nahm die kleine Kammer den Antrag Caroni an
und schuf damit eine erste Differenz zum Nationalrat.

Darlber hinaus diskutierte nach dem Nationalrat auch der Stdnderat Uber die Frage, ob
die Dachverbande der Sozialpartner und die Verbéande der Gemeinden und Stadte
ausdrucklich ins Gesetz aufgenommen werden sollten. Die Kommissionsmehrheit
lehnte diese Anderung durch den Nationalrat ab, eine Minderheit Germann (svp, SH)
beflurwortete sie. So betonte Germann unter Nennung seiner Interessenbindung als
Prasident des Gemeindeverbandes, dass die Massnahmen gerade in den Bereichen der
Kinderkrippen, der Unterstutzung des 6ffentlichen Verkehrs oder der Kulturhilfen die
Gemeinden durchaus betreffe und dass diese entsprechend auch angehoért werden
sollten. Mit 23 zu 16 Stimmen folgte der Stédnderat jedoch der Kommissionsmehrheit
und schuf damit eine weitere Differenz zum Erstrat. Die Gbrigen Anderungen des
Nationalrats, wie die Information der Parlamentsorgane und die Orientierung der
Entscheidungen an den vorhandenen Daten, hiess der Stdnderat stillschweigend gut.
Umstritten war hingegen die Frage, ob temporar die Bundeskanzlei einen Teil der
Stimmrechtsbescheinigungen bei den Gemeinden einholen solle, wie der Nationalrat
entschieden hatte. Die Kommissionsmehrheit lehnte dies ab. Der Bundeskanzler
betonte, dass Initiativen und Referenden nicht nur aufgrund erschwerter Bedingungen
nicht zustandekamen, in den letzten zehn Jahren seien 40 Prozent der Initiativen an
der Unterschriftensammlung gescheitert. Ziel des bestehenden Gesetzes sei, dass die
Referendumskomitees «selber die Verantwortung daflr Ubernehmen, wie viele
Unterschriften sie haben». Ein Einzelantrag Vara (gp, NE) wollte diesbezlglich hingegen
dem Nationalrat folgen: Damit kdnne man der Zivilgesellschaft zeigen, dass man ihre
Anliegen anerkenne, zudem sei es die Pflicht der Politikerinnen und Politiker, die
demokratischen Rechte auch unter schwierigen Bedingungen zu gewahrleisten, betonte
die Minderheitensprecherin. Mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) teilte der Rat
diese Meinung mehrheitlich und folgte diesbezlglich dem Nationalrat.

Besonders umstritten waren im Standerat, wie bereits im Nationalrat, die Massnahmen
im Kulturbereich. Hier entschied sich der Standerat mit 26 zu 14 Stimmen fir den
Vorschlag der Kommission, insgesamt nur CHF 80 Mio. anstelle der vom Nationalrat
festgesetzten und von einer Minderheit Graf (gp, BL) vorgeschlagenen CHF 100 Mio. fur
Leistungsvereinbarungen der Kantone bereitzustellen.

Bei den Sportvereinen schlug die Kommission vor, die vom Nationalrat angenommenen
Darlehen ebenfalls zu ermdglichen, jedoch von den Vereinen Sicherheiten im Umfang
von 35 Prozent statt 25 Prozent zu verlangen und keine Méglichkeit fur Rangricktritte
durch den Bund - also fur eine Einwilligung des Bundes, dass seine Forderungen im
Falle einer Insolvenz letzte Prioritat héatten - vorzusehen. Eine Minderheit Germann
wollte in beiden Punkten dem Nationalrat folgen. Fir die Klubs seien diese Fragen
entscheidend, da eigentlich bereits Sicherheiten von 25 Prozent Uber ihrer
Schmerzgrenze lagen. Wenn der Betrag zudem ohne Rangrlcktritte gewahrt wirde,
musste er als Fremdkapital angerechnet werden, wodurch sich die Klubs womdglich
bereits zur Uberschuldung anmelden missten. Stattdessen solle eine Kann-
Formulierung geschaffen werden, so dass der Bund immer noch entscheiden kénne, ob
ein Verein bereits hoffnungslos verloren sei oder nicht. Mit letzterem Kommentar nahm
er eine Kritik des Bundeskanzlers auf, der mit Bezug auf die Position des VBS und des
BASPO erklart hatte, dass ein Verein, der keine Sicherheiten im Umfang von 35 Prozent
aufbringen kénne, auch kein Darlehen erhalten solle. Mit 25 zu 13 Stimmen sprach sich
der Stéanderat fir die tieferen, vom Nationalrat vorgeschlagenen Sicherheiten von 25
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Prozent aus, lehnte hingegen die Rangrucktritte mit 19 zu 19 Stimmen bei
Stichentscheid durch Prasident Stockli ab.

Besonders umstritten waren die Hartefallmassnahmen fiir Unternehmen.
Kommissionssprecher Rechsteiner betonte, dass der Bundesrat dabei sei, mit dem
SECO, der EFV und den Kantonen abzuklaren, wie dieser Héartefallfonds aussehen soll.
Anstatt jedoch die Ergebnisse dieses Prozesses und den entsprechenden
Gesetzesvorschlag in der Wintersession 2020 abzuwarten, habe der Nationalrat die
Rechtsgrundlage geschaffen, «bevor das Projekt reif ist». Nun wisse man daher nicht,
was die vorgeschlagenen Regelungen kosten wirden. Da die Regelung nun aber bereits
auf dem Tisch lag, versuchte der Stdnderat das Beste daraus zu machen und ergénzte
weitere Bestimmungen. So verlangte die Kommissionsmehrheit eine «entsprechende»
finanzielle Beteiligung der Kantone, wahrend eine Minderheit | Bischof (cvp, SO) diese
Beteiligung auf den Wohnsitzkanton beschranken wollte. Eine Minderheit Il Germann
wollte eine ahnliche Bestimmung schaffen, wie sie der Nationalrat am Vortrag aufgrund
des Einzelantrags Paganini (cvp, SG) angenommen hatte. Entsprechend sei der jetzige
Antrag eher eine Erganzung der nationalratlichen Bestimmung, quasi ein Absatz 1bis,
betonte Carlo Sommaruga, worauf Germann seine Minderheit auf die Streichung der
Kann-Bestimmung fur die Unterstitzung verkurzte. Zuséatzlich wollte die Minderheit I
Germann ausdrucklich auch A-fonds-perdu-Beitrage ermdoglichen. Ein Einzelantrag
Ettlin (cvp, OW) wollte schliesslich sicherstellen, dass nur Unternehmen unterstitzt
wirden, die vor Ausbruch der Krise wirtschaftlich gesund waren, und dass es keine
doppelte Unterstitzung flur die Unternehmen durch verschiedene Massnahmen geben
wilrde. Der Stéanderat entschied sich hier fur eine ausfuhrlichere Regelung zu den
Hartefallmassnahmen, nahm alle drei Minderheits- und Einzelantrdge an (Antrag
Bischof: 31 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung; Antrag Germann: 23 zu 17 Stimmen; Antrag
Ettlin: 38 zu O Stimmen bei 1 Enthaltung) und l6ste die daflir nétige Ausgabenbremse
ohne Gegenstimmen. Damit war er auch einem Vorschlag von Ratsprasident Stockli (sp,
BE) gefolgt, dem Antrag Ettlin zuzustimmen, damit man diese Frage im
Differenzbereinigungsverfahren noch genauer diskutieren kénne.

Ahnlich umstritten waren die Regelungen zum Erwerbsersatz. Beziiglich der
Méglichkeiten auf EO wollte der Standerat noch einen Schritt weitergehen als der
Nationalrat, der diese bereits auf massgebliche Einschrankung der Erwerbstatigkeit
ausgedehnt hatte. Der Stdnderat wollte aber zuséatzlich auch die Kann-Formulierung der
entsprechenden Regelung streichen, wahrend eine Minderheit Hegglin (cvp, ZG) den
engeren bundesréatlichen Vorschlag beflrwortete. Es sei bereits mit der jetzigen Losung
fur die Vollzugsstellen schwierig, die Erfullung der Anspruchsvoraussetzung zu prufen,
betonte er. Bundekanzler Thurnherr kritisierte einerseits die unklaren, aber vermutlich
sehr hohen Ausgaben, die fir die EO durch die Ausdehnung auf «Hunderttausende
mehr» entstiinden, und andererseits die unklare Formulierung der Regelung. Ausserst
knapp folgte der Stadnderat diesbezlglich der Minderheit Hegglin und dem
Bundeskanzler und Gbernahm die Formulierung des Bundesrates mit 20 zu 19 Stimmen.
Sehr kritisch zeigte sich der Bundeskanzler auch gegenuber der Idee, die EO auch fur
Selbstandigerwerbende zu 6ffnen, da es «einfach nicht moglich [seil zu Gberprifen, ob
eine selbstéandigerwerbende Person einen teilweisen Erwerbsausfall erleidet oder
nicht». Damit 6ffne man Missbrauch «Tur und Tor». Die Kommissionsmehrheit wollte
den entsprechenden, vom Nationalrat ergénzten Passus streichen, wahrend eine
Minderheit Graf diesbezlglich dem Nationalrat folgen wollte. Mit 21 zu 18 Stimmen
sprach sich der Rat gegen den Einbezug der Selbstandigerwerbenden aus.
Stillschweigend lehnte er Uberdies eine Obergrenze des anzurechnenden Betrags von
CHF 90'000, die Moglichkeit fur den Bundesrat, Bestimmungen zu den
anspruchsberechtigten Personen erlassen zu kénnen, die Pflicht, den Erwerbsausfall
nachzuweisen, und die Festlegung der Auszahlung durch Selbstdeklaration ab.
Stattdessen nahm er einen Verweis auf die Regelung zur Erléschung der Ansprtche und
zur Verfligung im ATSG vor. Ausserst knapp lehnte die kleine Kammer mit 19 zu 19
Stimmen und Stichentscheid des Prasidenten auch die Verlangerung der Nutzung der
Arbeitgeberreserven durch die Arbeitgeber ab, nachdem ein Einzelantrag Gmdr-
Schonenberger (cvp, LU) diese entgegen dem Antrag der Kommissionsmehrheit
aufrechterhalten wollte. Andrea Gmuir-Schénenberger hatte argumentiert, dass
dadurch den Arbeitgebenden geholfen werden kénne, ohne dass jemand belastet
wirde.

In Zusammenhang mit der Regelung zur EO standen geméass dem Kommissionssprecher
die Entschadigungen fiir Lohnzahlungen von Unternehmen an ihre Mitarbeitenden im
Zuge von Covid-19-Massnahmen des Bundes. Der Nationalrat hatte sich flr eine solche
Entschadigung entschieden und eine Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) wollte
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diesem Beispiel folgen, die SGK-SR-Mehrheit empfahl hingegen deren Ablehnung. Da es
sich bei einer vom Bund verhangten Quaranténe in der Praxis um ein Arbeitsverbot
handle, musse der Bund die Unternehmen fir die anfallenden Lohnkosten
entschédigen, betonte Marina Carobbio Guscetti. Kommissionssprecher Rechsteiner
entgegnete, dass flur gefédhrdete Personen nicht in erster Linie eine Quarantéane,
sondern Massnahmen, welche eine Weiterarbeit der Betroffenen erlaube (wie zum
Beispiel Homeoffice), angeordnet wiirden. Durch die vorgeschlagene Regelung hétten
die Arbeitgebenden jedoch einen Anreiz, die Mitarbeitenden an der Arbeit zu hindern,
anstatt sie dabei zu schitzen. Mit 24 zu 13 Stimmen lehnte der Rat den
Minderheitsantrag ab.

Bei den Massnahmen zur ALV lehnte die Kommission die Ausdehnung der EO auf
Personen auf Abruf, in Arbeitsverhaltnissen auf Dauer, in Lehrverhaltnissen sowie im
Dienste von Temporéarfirmen ab, wie sie der Nationalrat zuvor hinzugeflgt hatte. In
einem Einzelantrag machte sich Marina Carobbio Guscetti daflr stark, diese
Ausdehnung beizubehalten, um diese Personen, in «prekaren Arbeitsverhaltnissen» zu
unterstitzen. Bundeskanzler Thurnherr argumentierte einerseits, dass Temporéararbeit
sehr missbrauchsanféllig sei, und beflrchtete andererseits, dass diese
Arbeitsverhaltnisse durch eine solche Besserstellung noch geférdert wirden. Mit 26 zu
13 Stimmen folgte der Rat den Ausfihrungen des Bundeskanzlers und dem Antrag der
Kommission. Auch zwei Minderheitsantrage Graf, die Vorschlage aus dem Erstrat
aufnahmen, waren nicht erfolgreich: Mit 25 zu 14 Stimmen lehnte der Standerat einen
hoéheren Lohnersatz bei tiefen Léhnen (entsprechend dem Minderheitsantrag Maillard
(sp, VD) im Nationalrat) ab, mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach er sich gegen
die finanzielle Unterstitzung von familienergdnzenden Institutionen (geméss den
Antragen Feri (sp, AG) und Weichelt-Picard (al, ZG) im Nationalrat) aus.

Die Ubrigen Massnahmen waren deutlich weniger umstritten. Bei den Massnahmen im
Bereich der Gesundheitsversorgung schlug Jakob Stark (svp, TG) in einem Einzelantrag
vor, den Personen, die sich vor einem durch diesen Artikel ausgeldsten
Impfobligatorium und der Zulassung von ausserordentlich zugelassenen Impfungen
flrchteten, entgegenzukommen und ihren Bedenken Rechnung zu tragen, indem man
ausdrucklich festhalten sollte, dass im Ausnahmeverfahren zugelassene Impfstoffe nicht
dem Impfobligatorium geméss Epidemiengesetz (Art. 6, Absatz 2 Buchstabe d)
unterliegen sollen. Damit konnte die Akzeptanz des Gesetzes erhdoht werden, betonte
er. Von diesem Vorschlag zeigte sich Kommissionssprecher Rechsteiner gar nicht
Uberzeugt. Die Annahme dieses Antrags wére ein «Eigengoal erster Gute», betonte er.
Das Covid-19-Gesetz habe «null und nichts» mit Impfen zu tun, es gehe lediglich um die
vereinfachte Zulassung von Arzneimitteln, nicht von Impfstoffen. Bundeskanzler
Thurnherr betonte zudem, dass es beim Impfobligatorium geméss Epidemiengesetz
ausschliesslich um Personen mit Betreuungsfunktionen gehe. Zudem sei eine
vereinfachte  Zulassung von Impfstoffen aufgrund der Konzeption des
Heilmittelgesetzes nicht moglich, wie ihm das BAG versichert habe. Mit 33 zu 6
Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag Stark in der Folge ab.

Standerat Minder beantragte Uberdies, die Moglichkeit des Bundesrates zur
Direktvermarktung von wichtigen medizinischen Gutern aus dem Gesetz zu streichen.
Dass wahrend der Corona-Krise zu wenig medizinische Guter wie Desinfektionsmittel
vorhanden gewesen seien, heisse nicht, dass der Staat flir deren Vermarktung zustéandig
sein und damit die freie Privatwirtschaft konkurrenzieren solle, kritisierte er. Der
Bundeskanzler betonte jedoch, dass es hier lediglich darum gehe, dass der Bund, wenn
er wie im Frihling Guter beschaffen musse, diese bei der Rickkehr zur normalen Lage
auch dann an die Verbraucher im Gesundheitswesen oder die Kantone abgeben kénne,
wenn er daflr Marktpreise gezahlt hatte. Es wirden aber keine medizinischen Glter
direkt an die Endkunden verkauft. Mit 33 zu 6 Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag
Minder ab.

Dann wollte die SGK-SR die Moglichkeit des Bundesrates, medizinische Tatigkeiten
einzuschranken oder zu verbieten, nur auf Félle beschréanken, die nicht dringend sind
und deren Aufschub keine Konsequenzen flr die Gesundheit der Patientinnen und
Patienten mit sich bringen. Diesen Punkt wolle man einfach explizit im Gesetz
ausfuhren, betonte Kommissionssprecher Rechsteiner. Der Bundeskanzler zeigte sich
von der Formulierung nicht begeistert: Entweder gebe es «keine nicht dringlichen
Eingriffe, deren Nichtausfihrung schadliche Konsequenzen beim Patienten nach sich»
z6gen, weil sie sonst ja dringlich waren, oder alle mdglichen Konsequenzen einer
Nichtbehandlung wiirden einen sofortigen Eingriff ndtig machen. Mit 31 zu 1 Stimme (bei
1 Enthaltung) sprach sich der Stdnderat dennoch flr die Prézisierung aus. Alle Ubrigen
Anderungen des Nationalrats hiess der Standerat stillschweigend gut.
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BERICHT
DATUM: 31.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

In der Auslander- und Asylpolitik wurden einige im Nationalrat abgelehnte
Forderungen wieder aufs Tapet gebracht. So schlug die Kommission entsprechend dem
Minderheitsantrag Crottaz (sp, VD) im Nationalrat vor, die Fristerstreckung auf weitere
Bereiche auszudehnen, was der Rat stillschweigend annahm. Ohne Diskussion sprach
sich der Rat auch flur die vom Nationalrat geschaffene Ausnahme fur Familiennachzug
und Konkubinate aus. Eine Minderheit Sommaruga wollte zudem mit einer sehr offenen
Formulierung festhalten, dass der Bundesrat bei Grenzschliessung die Reisefreiheit der
Grenzgangerinnen und Grenzganger sowie der Einwohnerinnen und Einwohner des
Grenzgebiets «bestmoglich» gewéahrleistet. Damit wolle er der im Frihjahr
aufgetretenen Problematik Rechnung tragen, als viele Personen Probleme bekamen,
zum Beispiel weil sie auf der anderen Seite der Grenze arbeiteten, zur Schule gingen
oder Familienmitglieder besuchen wollten. Dem pflichteten Maya Graf und Charles
Juillard (cvp, JU) als weitere Vertretende von Grenzregionen bei, wédhrend Marco Chiesa
aus gegenteiliger Perspektive des Tessins vertrat: Im Tessin sei man vielmehr hilflos
gewesen, weil die Grenzen nicht hatten geschlossen werden kénnen. Mit 28 zu 10
Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Rat dem Antrag Sommaruga zu.

Bei den insolvenzrechtlichen Massnahmen schlug die Kommission vor, dass der
Bundesrat neben dem Nachlassvertrag und der Stundung auch bei der Anzeigepflicht
bei Kapitalverlust und Uberschuldung vom Gesetz abweichende Regeln erlassen kdnnen
soll. Der Bundeskanzler sprach sich im Namen des Bundesrates aufgrund des
Glaubigerschutzes gegen diesen Antrag, der mit einer Motion Ettlin (Mo. 20.3418)
Ubereinstimme, aus. Der Glaubigerschutz sei mit der entsprechenden
Sofortmassnahme eingeschréankt worden, nun kédnne man diese Massnahme aber nicht
beliebig lange fortsetzen. Auch in der Vernehmlassung seien entsprechende Bedenken
geaussert worden. Mit 31 zu 5 Stimmen nahm der Standerat den Vorschlag dennoch an.
Stattdessen strich der Standerat auf Antrag der Kommission stillschweigend die vom
Nationalrat geschaffene Moglichkeit, die Haftung von Transporteuren fir die Zollschuld
bei Konkursen der Empfanger oder Importeure wegen Covid-19 zu streichen.

Zum Abschluss der Debatte behandelte der Rat noch einen Einzelantrag Stark, der das
Covid-19-Gesetz nur bis Ende September 2021, statt wie vom Bundesrat vorgeschlagen
bis Ende Dezember 2021 laufen lassen wollte. Da die Covid-19-Krise im Sommer 2021
mit grosser Wahrscheinlichkeit vorbei sein werde, solle das Gesetz nicht noch bis Ende
Jahr glltig bleiben, argumentierte Jakob Stark. Durch die verkilrzte Gultigkeit sende
man der Schweizer Bevolkerung ein positives Signal, dass man das Notrecht zeitlich
moglichst begrenzt halten wolle. Mit 30 zu 8 Stimmen folgte der Standerat jedoch der
Kommissionsmehrheit und beliess die Frist bei Ende 2021.

Mit 33 zu 1 Stimme (bei 4 Enthaltungen) sprach sich schliesslich die Uberwiegende
Mehrheit des Standerats fur das Covid-19-Gesetz aus. Die ablehnende Stimme stammte
von Thomas Minder (parteilos, SH) und die Enthaltungen von Mitgliedern SVP und einem
Mitglied der CVP. %

Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Rétrospective 2020: Groupes sociaux

Pendant plusieurs années consécutives, la politique d'asile occupait le premier plan des
discussions parlementaires au sujet des groupes sociaux. Cette année, comme par
ailleurs la précédente, la question des personnes réfugiées est restée plus en retrait. La
restructuration du domaine de I'asile terminée trop récemment pour qu'il soit possible
de bénéficier d'un recul suffisant pour en faire la critique est sans doute une partie de
I'explication, de méme que les mouvements populaires d'égalité des genres et
d'orientation sexuelle, qui ont réussi a faire entrer leurs thémes sous la coupole.

Politique a I'égard des étrangers: Au printemps 2020, le Conseil national a
définitivement liquidé la question du délit de solidarité. Il a refusé de donner suite a
I'initiative parlementaire Mazzone, qui voulait réintroduire la notion de motifs
honorables, atténuant voire annulant la peine en cas d'aide au séjour illégal (art. 116 LEI).
Deux pétitions émanant d'organisations de la société civile avaient été déposées en
soutien a l'initiative, en vain. Du c6té de la droite, la question de la régulation de
I'immigration est restée d'actualité. Le député Philippe Nantermod a réussi a faire
accepter un postulat demandant au Conseil fédéral de réfléchir sur une adaptation des
contingents de personnes étrangéres qui pourraient absorber les besoins de
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|'économie, tandis que I'UDC n'a pu que constater I'échec dans les urnes de son
initiative de limitation.

Qu'a cela ne tienne, I'UDC aura I'occasion de proposer des limitations supplémentaires
dans le cadre de la politique d'asile. Bien que recalée sous sa forme parlementaire,
I'initiative promue par Luzi Stamm, qui vise a privilégier I'aide sur place plutot qu'un
accueil sur le territoire suisse, sera proposée prochainement au peuple. Pour la
deuxieme année consécutive, I'asile n'a pas occupé la place principale parmi les sujets
les plus abordés dans ce chapitre. La récente restructuration du domaine de I'asile -
absence de recul - ou encore la prégnance des themes liés a la situation sanitaire
peuvent expliquer cette baisse d'intérét des parlementaires. Cependant, quelques
objets ont quand méme été discutés, d'un point de vue principalement sécuritaire par
la droite, et sous un aspect humanitaire et de défense des droits humains par la
gauche. Des sanctions plus lourdes pour les requérant-e-s d'asile mineur-e-s
considérés comme réfractaires ont été refusées, tandis que la possibilité de controler
les téléphones portables (initiative Rutz) et la substitution de la détention
administrative par un bracelet électronique (motion Nantermod) ont passé les
premieres étapes vers une acceptation. En revanche, l'initiative Muller, qui visait a
réduire le droit au regroupement familial pour rendre opératoire le permis S a échoué
au deuxieme conseil.

Plusieurs objets parlementaires souhaitaient mettre un terme a la détention
administratives des enfants. Seule une initiative cantonale genevoise a passé la rampe,
d'un cheveu, au Conseil national. L'initiative Mazzone et le postulat Quadranti (pbd, ZH)
ont été refusées et respectivement retirées.

Alors que la présidente de la Commission européenne, Ursula von der Leyen présentait
le «nouveau pacte sur la migration et la solidarité», censé succéder aux Accords de
Dublin en matiére d'asile, une motion de la CIP-CN demandait au Conseil fédéral de
s'engager au niveau européen pour venir en aide aux personnes dans les camps de la
mer Egée ainsi que pour une réforme de ces accords.

Dans le domaine de la politique d'égalité de genre et d'orientation sexuelle, quelques
pas décisifs ont été franchis. Au terme d'une longue campagne, placée sous le signe du
compromis (deux semaines au lieu de quatre prévu par l'initiative retirée), la population
votante a accepté un congé paternité, financé par les APG. Plusieurs objets concernant
|'égalité dans le monde du travail ont également été traités. Un postulat Marti
demandant une recension précise et réguliere des différences de salaire entre hommes
et femmes, a été adopté par le Conseil national. En revanche, ce méme conseil a refusé
d'entrer en matiere sur quatre initiatives proposant de mettre en ceuvre des
mécanismes contraignant pour atteindre I'égalité salariale. Suite & ces refus, la CSEC-
CN a décidé de lancer sa propre initiative demandant la transmission des résultats des
analyses des inégalités de salaire a la Confédération. Il en a été de méme pour une
motion Reynard qui souhaitait sanctionner plus durement les licenciements pour cause
de grossesse ou de maternité. Par contre, un postulat Moret (plr, VD), demandant un
recensement des besoins et de I'offre en matiere de conseil pour faciliter la réinsertion
professionnelle des femmes qui ont cessé de travailler pour des raisons familiales a été
accepté par la chambre basse en septembre.

Deux victoires d'étape pour les personnes homosexuelles. D'abord, les deux conseils
ont accepté I'initiative vert'libérale pour le mariage pour toutes et tous. Puis, suite a la
votation populaire du 9 février, les propos homophobes seront désormais punis, au
méme titre que les injures racistes; les attaques contre les personnes transgenres ne
sont toutefois pas concernées par le projet, selon le compromis trouvé en chambres. Il
devrait par contre étre plus facile pour elles de changer de sexe a I'état civil, grace aux
travaux parlementaires actuellement menés en ce sens.

La lutte contre les violences faites aux femmes est restée au point mort au Conseil
national, quatre objets qui allaient dans ce sens ont échoué. Deux initiatives
parlementaires, déposées par la députée UDC Céline Amaudruz voulaient considérer
|'atteinte fondée sur I'appartenance au sexe féminin ou & un corps de police comme
des circonstances aggravantes et renforcer la protection de ces personnes. Le Conseil
national a refusé d'y donner suite. Une motion qui visait a octroyer un permis de séjour
aux victimes de violences, dans le sens de la Convention d'Istanbul, a été classée, faute
de traitement dans un délai de deux ans. Enfin, la chambre basse a refusé de donner
suite & une initiative parlementaire Wasserfallen (plr, BE), qui voulait augmenter
I'indemnité maximale due a la victime en cas de harcelement sexuel au travail.
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Si la politique familiale a trouvé un large écho dans la presse durant cette année 2020,
c'est principalement di & la votation sur le congé paternité. Au Parlement, I'autre
événement notoire est I'avancée des travaux sur l'allocation familiale en cas d'adoption,
a savoir un congé parental de deux semaines, qui avaient été lancés en 2013 par le PDC
Marco Romano. Apres I'entrée en matiere par la chambre basse, il appartient au Conseil
des Etats de statuer sur le projet.

Un rapport sur les moyens de prévenir la violence sur les personnes agées a été publié
en septembre 2020. Au sujet de la politique concernant les personnes en situation de
handicap. le Conseil des Etats a adopté un postulat Maret demandant d'investiguer les
possibilités d'attribuer aux proches aidants une allocation perte de gain, notamment
lors de la situation sanitaire particuliere liée au coronavirus.

Pandémie mondiale oblige, les débats sociétaux ont beaucoup tourné autour des
mesures prises pour contrer la propagation du virus. Les milieux défenseurs du droit
d'asile ont notamment dénoncé les conditions de vie des personnes requérantes logées
dans des centres. |l a également beaucoup été question de la possible augmentation
des violences domestiques, provoquée par les mesures de confinement. Pour les
familles avec enfants, la prise en charge de ceux en dehors du foyer a été au centre de
beaucoup de discussions. Cette question des conséquences, parfois inégales sur les
différents groupes sociaux, des mesures sanitaires ont trouvé un écho au Parlement.
Deux postulats, déposés par les socialistes Tamara Funiciello et Schneider Schuttel
demandaient I'examen de ces effets, respectivement sur les groupes sociaux minorisés
et sur les femmes en particulier. Les deux textes ont été combattus par I'UDC et refusé
par le Conseil national. 2*

Migrationspolitik

En réponse a la mise en ceuvre de l'initiative contre I'immigration de masse, jugée
insuffisante, et suite & I'échec devant les urnes de son initiative de mise en ceuvre,
|'UDC et I'ASIN ont lancé un nouveau texte, I'initiative pour une immigration modérée,
appelée également «initiative de limitation». Celle-ci demande que la Suisse puisse
réguler son immigration de maniere autonome, en mettant notamment un terme a
I'accord de libre-circulation des personnes (ALCP), conclu entre la Suisse et I'UE.
L'évitement de la clause guillotine, qui rendrait les autres accords avec I'UE caducs en
cas de suppression de I'ALCP, était la motivation principale des opposant-e-s a
I'initiative. Le Conseil fédéral et le Parlement s'opposaient au projet. L'UDC et I'ASIN
n'ont pas réussi a séduire hors de leur camp, et l'initiative a été rejetée par 61.7% des
votant-e-s.

Pandémie mondiale oblige, la campagne se sera moins déroulée dans la rue et les salles
de débat, et plus en ligne et a la maison, grace a notamment a la distribution de tout-
ménages. La RTS annoncait une distribution de 4 millions du tout-ménages de I'UDC,
contre 2.1 millions de celui de I'USS. L'UDC a également fait réaliser un clip vidéo,
qu'elle a fait tourner sur les réseaux. La vidéo en question met en scéne une petite fille,
qui raconte en début de séquence une Suisse idyllique, ou la nature est belle, ou les
gens peuvent donner leur avis, ou la petite fille va & I'école: une belle Suisse pour
laquelle son «grand-pére a travaillé dur»; la deuxiéme partie du clip met en scéne une
Suisse victime d'une immigration démesurée: du béton partout, des personnes a la rue,
et dans la classe de la petite fille, seules Laila et Sarah sont encore suisses. Du coté des
encarts publicitaires publiés dans les journaux, I'état des lieux proposé par Année
Politique Suisse deux semaines avant la votation montre que le nombre d'annonces
contre l'initiative est plus de deux fois plus important que celles en sa faveur;
néanmoins I'ampleur de la campagne des opposant-e-s est moindre que lors de la
votation de l'initiative sur I'immigration de masse. Plusieurs titres de presse
s'accordent a le dire, I'initiative de limitation a moins créé le débat que les initiatives
anti-immigration précédentes de I'UDC.

Les sympathies politiques, plus que les caractéristiques socio-démographiques, ont fait
pencher la balance. Les personnes situées trés a gauche ou a gauche ne sont que 6 a 10
pourcent a avoir voté oui, au centre cette proportion s'éleve a 38 pourcent et atteint
52 pourcent a droite. Ce sont évidemment les rangs des sympathisant-e-s de I'UDC et
de I'ASIN qui ont été les meilleurs soutiens, avec un plébiscite a 87 pourcent. Outre ces
sympathies, I'dge a aussi joué un rdle, les votant-e-s plus agé-e-s ayant été plus enclin-
e-s a favoriser le texte, de méme que les personnes a bas revenu ou dont le niveau de
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MOTION
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

POSTULAT
DATUM: 21.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

formation est moins élevé.

Au lendemain de la votation, les commentaires se tournaient plutét vers I'accord-cadre
avec I'UE, dont les négociations peuvent reprendre apres sa mise en péril par
|'éventualité d'une victoire de l'initiative de limitation. Pour beaucoup de
commentateurs, c'est la que le vrai travail de négociation commence, le refus de
I'initiative n'étant qu'une victoire d'étape. Du cdté de I'UDC, le sixieme échec en
votation populaire sur un objet critique envers la population étrangere nécessite un
temps de réflexion pour le parti. Son président, Marco Chiesa ainsi que la directrice de
la campagne, Esther Friedli, assurent cependant que I'immigration restera a I'agenda
politique de I'union du centre.

Votation du 27 septembre 2020

Participation: 59.49%
Oui: 1'233'995 (38.3%) / Cantons: 31/2
Non: 1'988'349 (61.7%) / Cantons: 17 5/2

Consignes de vote:

- Oui: UDC, ASIN

- Non: PS, Verts, PVL, PDC, PLR, PBD, Economiesuisse, USS, Travail.Suisse, Gastrosuisse,
Swissmem 2

Frauen und Gleichstellungspolitik

La campagne d'information et de sensibilisation contre le sexisme proposée par
Regula Rytz (verts, BE) au Conseil national et acceptée par les député-e-s, n'a pas passé
la rampe au Conseil des Etats. Le résultat du vote a été trés serré: 21 voix contre 20,
sans abstention. Le «scandale de la RTS» & savoir la révélation par le journal Le Temps
de faits de harcélement sexuels perpétrés au sein de la RTS, notamment par I'un de ses
présentateurs les plus populaires, Darius Rochebin, ainsi que I'attitude de la hiérarchie,
qui a selon le journal couvert les faits et protégé les agresseurs, a été cité a plusieurs
reprises pendant le débat. Les oppositions a la motion sont & chercher notamment du
coté de I'UDC et du PLR. La sénatrice Johanna Gapany (plr, FR), qui faisait partie de la
minorité de la commission opposée a la motion, s'est fait épingler dans la presse du
canton de Fribourg, qu'elle représente aux Etats, pour avoir été la seule femme du
Conseil a voter contre la campagne. Elle a finalement accordé un entretien au
quotidien, ou elle a exposé les raisons de son vote, qui a fait basculer le résultat. Selon
la sénatrice, une campagne de prévention n'est pas une mesure suffisamment
concrete. Elle se défend d'ailleurs d'étre féministe, estime que considérer qu'elle doit
accepter toutes les mesures contre le sexisme parce qu'elle est une femme est une
forme de discrimination et enfin que le sexisme ne concerne pas tout le monde. Les
sénatrices Maret (pdc, VS) et Mazzone (verts, GE) se sont déclarées «atterrée» et «tres
fachée» par le résultat du vote. 2

Menschen mit Behinderungen

Le Conseil des Etats a adopté, lors de la session d'automne 2020, un postulat de la
sénatrice Marianne Maret (pdc, VS), qui demandait au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité d'étendre le droit a I'allocation perte de gain (APG) aux proches aidants
d'adultes en situation de handicap. Ce débat s'inscrit dans le contexte post premiére
vague du coronavirus. En perspective d'une éventuelle deuxiéme vague nécessitant un
confinement, la motion a recueilli 28 votes favorables, 10 oppositions et une
abstention.
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Der Standerat befasste sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit dem neuen
Bundesgesetz iiber die Eidgendssische Hochschule fiir Berufsbildung. Matthias Michel
(fdp, ZG) erérterte dem Plenum die Uberlegungen, die sich die WBK-SR in ihren
Sitzungen zu diesem Geschéaft gemacht hatte. So seien einige Kommissionsmitglieder
anfangs skeptisch gewesen, mit der Eidgendssischen Hochschule fur Berufsbildung eine
neue padagogische Hochschule (PH) zu schaffen, obwohl schon zahlreiche andere PH
bestiinden. Zudem wollte die Kommission im Bereich der Berufsbildung eine
Verakademisierung vermeiden. Durch die von der Kommission eingeladenen
Institutionen sowie aufgrund der kommissionsinternen Diskussionen konnten diese
Bedenken aber ausgerdumt werden respektive ihnen mit einigen Prazisierungen im
Gesetz Rechnung getragen werden.

So konnte geklart werden, dass das EHB schweizweit der bedeutendste Anbieter im
Berufsbildungsbereich sei. Von grosser Wichtigkeit sei ausserdem, dass sich das EHB
auch der Forschung und Entwicklung widme. Schliesslich sei es flr viele Organisationen
und  Verbande in der Berufsbildung von Relevanz, dass es auch
Berufsbildungsexpertinnen und -experten mit Bachelor- und Masterabschltssen gebe,
so Michel in seinem Votum. Daher sei die Verortung und Akkreditierung als PH sinnvoll.
Michel flihrte weiter aus, dass fur das EHB weiterhin die berufspadagogische
Ausbildung von Lehrpersonen fur die berufliche Grundbildung und flur die hohere
Berufsbildung im Zentrum stehe. Der starke Bezug zur Arbeitswelt bleibe also bestehen.
Damit diese Uberlegungen auch rechtlich wirksam werden, beantragte die Kommission
zwei Anderungen am bundesratlichen Vorschlag: Vor dem Hintergrund der Diskussion
um eine mogliche Akademisierung der Lehrgange am EHB beantragte sie, dass das EHB
auf der operativen Ebene die Zusammenarbeit mit den Kantonen und den
Organisationen der Arbeitswelt institutionalisiere. Zudem forderte die WBK-SR, dass
der Bundesrat bei der Festlegung der strategischen Ziele des EHB den Einbezug der
Organisationen der Arbeitswelt regle.

Diesen beiden Anderungswiinschen der WBK-SR stimmte die kleine Kammer zu. Einen
Minderheitsantrag Baume-Schneider (sp, JU) zu den Mitwirkungsrechten der
Studierendenverbande lehnte sie jedoch ab. Dieser hatte die aktuell bestehenden
Studierendenverbande spezifisch im Gesetzestext aufgefihrt. Diese seien aber durch
die Auflistung der Hochschulangehorigen bereits implizit mitgemeint, wie
Bildungsminister Parmelin entgegnete.

In der Gesamtabstimmung nahm der Sténderat das Geschéaft einstimmig mit 42 zu O
Stimmen an.

Forschung

Standerat Michel (fdp, ZG) forderte in seinem im Mai 2020 eingereichten Postulat
«Wissenschaftliches Potenzial fiir Krisenzeiten nutzen», dass der Bundesrat die
Erschaffung  eines interdisziplinédren wissenschaftlichen Netzwerks  oder
Kompetenzzentrums fir Krisenlagen pruft. Dieses solle nicht erst in Notlagen (etwa bei
Naturkatastrophen) auf die Beine gestellt werden, sondern «préventiv bereitstehen, um
im Bedarfsfall sofort aktiviert werden zu kénnen». Die Covid-19-Krise habe gezeigt, dass
die Schweiz auf die rasche Aktivierbarkeit ihrer Forschungsressourcen angewiesen sei.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulates. Er war der Auffassung, dass
die rechtlichen Grundlagen und die entsprechenden Gremien bereits existierten und
gentugend breit aufgestellt seien, um bei der Krisenfriherkennung und der
Krisenbewéltigung rasch und effizient zu agieren. Es sei jedoch notwendig, diese
Strukturen und Prozesse im Rahmen der momentan laufenden Evaluation der
Bewaltigung der Covid-19-Krise zu analysieren und zu Uberprufen. Dabei sei
insbesondere auf Fragen der Koordination und Zusammenarbeit zu achten. Der
Bundesrat war der Ansicht, dass die im Postulat aufgeworfenen Fragen bereits im
Rahmen dieser Evaluation beantwortet werden kénnen.

In der stédnderéatlichen Debatte im Herbst 2020 betonte Bundeskanzler Thurnherr
erneut, dass ein solcher Bericht und die Schaffung weiterer Gremien nicht notig sei. Er
war vielmehr der Meinung, dass je nach Krise spezifische Kreise der Wissenschaft
bendtigt wirden; bei einem Terrorangriff wirden nicht dieselben Leute wie bei einem
Hackerangriff gebraucht. Daher sei die Schaffung des geforderten Netzwerks wenig
sinnvoll.
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Eine knappe Mehrheit des Standerats war von der Argumentation Thurnherrs nicht
Uberzeugt, die kleine Kammer nahm das Postulat mit 18 zu 17 Stimmen an. %

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Standerat in der Herbstsession 2020 mit
den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021-2024. Grundlegend unterstitze die WBK-SR
die Stossrichtung, die der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Sie sei eine konsequente
Weiterfuhrung der strategischen Schwerpunkte der letzten Kulturbotschaft 2016-2020,
eréffnete Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) die Eintretensdebatte. So
schatze die Kommissionsmehrheit etwa insbesondere die Férderung des in der letzten
Kulturbotschaft eingefihrten Programms «Jugend und Musik». Kulturminister Alain
Berset betonte, dass der Bundesrat in Anbetracht der Covid-19-bedingten Probleme im
Kulturbereich auf Kontinuitdt setzen und auf den Grundsdtzen der letzten
Kulturbotschaft aufbauen moéchte - namentlich bei der Starkung der kulturellen
Teilhabe, dem sozialen Zusammenhalt und der Unterstitzung des kreativen Schaffens
und der Innovation. Fur die Diskussionen sei es aber zentral, dass die Corona-
Notfallhilfen die zuklnftige Forderung der Kultur nicht beeinflussten.

Umstritten waren, wie bereits im Nationalrat, einzig die Anderungen im Filmgesetz,
weshalb die WBK-SR in Absprache mit ihrer Schwesterkommission und dem Buliro-SR
entschieden hatte, den «heissen Streifen» (Michel) ausserhalb der Kulturbotschaft zu
behandeln. Auch der Bundesrat sprach sich fur die Herauslésung der Revision des
Filmgesetzes aus, da die Vorlage bereits in der Vernehmlassung umstritten gewesen sei.
Entsprechend trat der Standerat seiner Kommission folgend ohne Gegenantrag auf alle
vom Bundesrat vorgeschlagenen acht Finanzierungsbeschlisse - welche sich insgesamt
auf Kosten von CHF 934.5 Mio. beliefen - und auf vier der finf Gesetzesédnderungen
ein.

In der Detailberatung zeigte sich die grundlegende Zustimmung zum Entwurf. So folgte
der Stédnderat mehrheitlich den Vorschlagen des Bundesrates oder den Beschlissen
des Nationalrates, welcher hauptsachlich Anderungen an der Hoéhe der
Finanzierungsbeschlisse vorgenommen hatte. Insgesamt schuf der Standerat nur zwei
Differenzen zum Nationalrat.

Eine erste Differenz schuf der Standerat bei der Hohe der Finanzhilfen des BAK. Der
Bundesrat hatte hierfir Gelder in der Hohe von CHF 145.1 Mio. vorgesehen, der
Nationalrat hatte diesen Betrag jedoch zugunsten von «Memoriav» um CHF 1.2 Mio.
erhoht. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) wollte den Betrag fur Memoriav
aufgrund von dessen zentraler Rolle im audiovisuellen und akustischen Bereich gemass
Nationalrat erhéhen.

Dieselbe Minderheit forderte eine Erhdhung der Finanzhilfen fir die «Fotostiftung der
Schweiz» um CHF 800'000. So habe etwa die EDK darauf hingewiesen, wie wichtig
Erinnerungspolitik sei, welche die schweizerische Fotostiftung durch regelmassige
Ausstellungen zu wichtigen Fotobestanden des Bundes fordere.

Gemass Kommissionssprecher Michel wollte eine knappe Mehrheit der WBK-SR in
beiden Punkten der Fassung des Bundesrates folgen. Zum einen erachtete die Mehrheit
eine Erhéhung der Mittel zugunsten von Memoriav nicht als nétig, da die SRG neu selbst
far die Archivierung ihres Materials verantwortlich sei, wodurch der Bundesauftrag
kleiner geworden sei fur die Organisation. Zum anderen sehe die Mehrheit ein, dass bei
der Schweizer Fotostiftung zwar Finanzbedarf bestehe, aber die bei Memoriav frei
gewordenen finanzielle Mittel konnten die Kosten der Schweizer Fotostiftung
zumindest grosstenteils auffangen, wie Michel argumentierte. Berset fugte hinzu, dass
in der Fassung des Bundesrates bereits eine Erhdhung der Mittel um CHF 800'000 fur
die Schweizer Fotostiftung enthalten seien. In der Folge hiess der Standerat nur die
Erhéhung des Betrags fiir die schweizerische Fotostiftung mit 35 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) gut.

Im Bereich Sprache und Verstandigung befasste sich der Stédnderat mit zwei
Minderheitsantragen flur eine Erhdhung des Budgets und schuf eine weitere Differenz
zum Nationalrat. Die Mehrheit der WBK-SR wollte hier der bundesratlichen Version
folgen, welche einen Zahlungsrahmen von CHF 68.8 Mio. vorgesehen hatte. Eine
Minderheit | Carobbio Guscetti (sp, TI) verlangte, dem Nationalrat zu folgen, der fur die
Foérderung der ratoromanischen Sprache zuséatzlich CHF 1.2 Mio. zugesagt hatte. Diese
Vorlage sei ein «Kernelement der Kulturbotschaft», da es hier um die Stérkung des

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

27



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.09.2020
SARAH KUHN

nationalen Zusammenhalts durch die Forderung der Mehrsprachigkeit gehe,
begriindete die Minderheitensprecherin ihren Antrag. Es sei wichtig, dass auch der
grosse Teil der ratoromanisch sprechenden Menschen, die ausserhalb des Kantons
Graublinden lebten, geférdert wirden, woflr es mehr Mittel als die CHF 0.4 Mio.,
welche der Bundesrat vorgesehen hatte, brauche.

Eine Minderheit Il Gapany (fdp, FR) verlangte zusétzliche Mittel in der Hohe von CHF 10
Mio. fur die Forderung der Strategie «Austausch und Mobilitat». Ziel dieses Programms
sei es, Sprachaufenthalte von Schilerinnen und Schilern sowie von Lernenden und
Lehrpersonen in der Schweiz zu férdern. Dieses Programm werde aber bisher nur von
drei Prozent der Jugendlichen genutzt, dies obwohl die Schulzeit der ideale Zeitpunkt
fir einen solchen Austausch und das Erlernen einer Sprache sei. Zudem sei er enorm
wichtig fur den Erhalt der Sprachenvielfalt und fur die Férderung des Zusammenhalts
zwischen den Schweizer Sprachregionen, welche ein wichtiger Pfeiler der Schweizer
Identitédt sei, argumentierte Gapany. Bundesrat Alain Berset machte das Problem aber
nicht bei den Finanzen, sondern bei den fehlenden organisatorischen Strukturen aus,
welche zuerst aufgebaut werden mussten. Im Stéanderat obsiegte schliesslich die
Minderheit Il Gapany mit 26 zu 17 Stimmen gegen die Minderheit | Carobbio Guscetti.
Letztere hatte sich zuvor mit 37 zu 4 Stimmen (2 Enthaltung) klar gegen die
Kommissionsmehrheit durchgesetzt.

Neben den Minderheitsantréagen flr eine Erhéhung der Mittel stellte Jakob Stark (svp,
TG) funf Minderheitsantrage auf Kirzungen des vom Bundesrat vorgeschlagenen
Budgets. Konkret wollte Stark die geplante reale Erhdhung der Mittel - CHF 34.7 Mio. -
Uber funf Bereiche hinweg klrzen. Es kénne nicht sein, dass gleichzeitig ein «Covid-19-
Notgesetz» verabschiedet und das Kulturbudget erhéht wirde. Er sei nicht gegen die
Covid-19-Unterstitzung im Kulturbereich und unterstitze die Richtung der
Kulturbotschaft, jedoch erfordere die Covid-19-Pandemie auf allen Seiten Opfer,
sodass momentan lediglich die reine Sicherung des Status quo moglich sei. Gemass
Kommissionssprecher Michel erachte die Mehrheit der WBK-SR das vom Bundesrat
vorgesehene Wachstum von 2.6 Prozent (einschliesslich Teuerung) im Kulturbereich
hingegen als angemessen. Auch so werde der Grossteil der Kulturfinanzierung weiterhin
von den Kantonen, Gemeinden und Privaten geleistet, zudem setze die Kultur
weitgehend auf freiwilliges Engagement. Weiter sei es nicht angebracht, praventiv
Kdrzungen aufgrund potenzieller pandemiebedingter Mehrkosten vorzunehmen - die
Kulturbotschaft sei ein ordentliches Geschaft und dirfe nicht mit der
ausserordentlichen Lage der Pandemie vermischt werden. Der Standerat lehnte in der
Folge sédmtliche Antrage von Jakob Stark ab.

In den Gesamtabstimmungen hiess die kleine Kammer alle Ausgaben und
Gesetzesentwurfe einstimmig oder mit vereinzelten Gegenstimmen und Enthaltungen
gut, womit 10 der 12 Vorlagen bereinigt werden konnten. Die beiden anderen Vorlagen
gingen mit den beschlossenen Differenzen zuriick an den Nationalrat. *°

Noch in der Herbstsession 2020 bereinigte das Parlament die verbliebenen zwei
Differenzen der Kulturbotschaft 2021-2024.

Bei der ersten Differenz handelte es sich um die Frage, wie hoch die Finanzhilfen des
BAK ausfallen sollten. Der Nationalrat wollte das bundesratliche Budget um CHF 1.2 Mio.
flr «Memoriav» aufstocken, der Standerat stattdessen um CHF 800'000 fur die
schweizerische Fotostiftung. Eine Mehrheit der WBK-NR wollte an der nationalratlichen
Version festhalten, da sie die Férderung von «Memoriav» als dringend notwendig
erachtete, wéhrend eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) in Anbetracht der tieferen
Aufgabenlast von Memoriav, weil der SRG neu die Archivierung selbst durchfihrt, auf
eine Aufstockung verzichten wollte. Die dadurch freiwerdenden Mittel konnten bei der
Schweizer Fotostiftung eingesetzt werden, wie Gutjahr argumentierte. Mit 99 zu 96
Stimmen  (bei 3  Enthaltungen) folgte der Nationalrat knapp seiner
Kommissionsmehrheit. Ebenfalls erfolglos (mit 114 zu 81 Stimmen bei 3 Enthaltungen)
blieb eine Minderheit Fivaz (gp, NE), welche auch die vom Sténderat beschlossene
Aufstockung fur die Fotostiftung vornehmen wollte.

Der Standerat folgte daraufhin stillschweigend der Version des Nationalrates, womit die
erste Differenz beseitigt werden konnte. Es liege in der Entscheidungsmacht des
Bundesrates, welcher Organisation welche Betrdge zugesprochen wirden, hatte
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zuvor erldutert.

Beim Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen fur den Bereich «Sprache und
Verstandigung» sprach sich die WBK-NR erneut fir die nationalratliche Aufstockung
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zur Forderung der ratoromanischen Sprache und gegen die standeréatliche Aufstockung
fur die Strategie «Austausch und Mobilitat» aus, wahrend eine Minderheit Locher
Benguerel (sp, GR) die zusatzlichen Mittel fir Sprachaufenthalte sprechen wollte - auch
in Anbetracht einer angenommenen Motion der WBK-NR (Mo. 20.3918). Der Nationalrat
folgte seiner Kommissionsmehrheit, woraufhin der Standerat auch diesem Entscheid
beipflichtete. Mit 23 zu 21 Stimmen sprach er sich in Ubereinstimmung mit der
Kommissionsmehrheit gegen einen Kompromissvorschlag von Johanna Gapany (fdp, FR)
fir eine um die Halfte reduzierte Aufstockung um CHF 5 Mio. aus.

Da damit alle Differenzen bereinigt waren, war die Vorlage noch in derselben Session
fur die Schlussabstimmungen bereit. Abgestimmt werden musste derweil nur noch
Uber die vier Bundesgesetzesanderungen, da die bereits genehmigten Finanzbeschlisse
nicht dem Referendum unterlagen und somit keine Schlussabstimmungen noétig waren.
Beide Kammern nahmen in der Folge alle vier Gesetzesdnderungen deutlich mit
einzelnen Gegenstimmen und Enthaltungen, oder gar einstimmig an. Alle Stimmen
gegen die Vorlagen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Als einziges Geschaft
der Kulturbotschaft 2021-2024 war somit die Revision des Filmgesetzes noch offen, mit
welcher sich der Stéanderat in der Sommersession 2021 als Zweitrat befasste. ¥

Mit einer im Sommer 2020 im Zuge der Behandlungen der Kulturbotschaft 2021-2024
eingereichten Motion wollte die WBK-SR den Bundesrat beauftragen, dem Parlament
bis Ende 2022 ein Konzept zur Pflege des Kulturerbes der Schweiz vorzulegen. Dieses
Rahmenkonzept sei geméss Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) insofern
von Noten, als die Frage des Kulturerbes und des kulturellen Gedéachtnisses zwar in der
Kulturbotschaft aufgegriffen worden sei, jedoch eine sehr bruchstickhafte und
insgesamt enttduschende Gesamtschau darstelle. Dies sei insofern auch relevant, da
das BAK am 1. Mai 2008 zum ersten und letzten Mal eine Ubergeordnete Strategie in
diesem Bereich Uberhaupt zur Diskussion gestellt habe, fir welche es aber geméass dem
damaligen Bundesrat noch keinen konkreten Handlungsbedarf gegeben habe. Gerade
angesichts der fortschreitenden Entwicklung wu.a. in den Bereichen der
Internationalisierung, Digitalisierung oder Multikulturalitdt mlsse man geméass der
Kommission die Frage des Handlungsbedarfs heute neu beurteilen. Der gesetzte
Zeitpunkt von Ende 2022 biete zum einen ausreichend Bearbeitungszeit, mitunter auch
fir eine entsprechende Mitwirkungsmoglichkeit der Kantone, und erlaube zum anderen
eine Integration des Konzeptes in die bevorstehende Kulturbotschaft 2025-2028.
Wahrend der Wintersession 2020 erlduterte Kulturminister Alain Berset im Standerat
die beflrwortende Position des Bundesrates zur Motion. In Anbetracht der neueren
Entwicklungen und verdnderter Rahmenbedingungen - 2008 gab es noch keine
grundlegende Kulturbotschaft und 2020 trat die 2019 vom Parlament ratifizierte Faro-
Konvention in Kraft - seien die Umstande fir eine Neuaufnahme der Beratungen
durchaus gegeben. Zudem habe man sich wéhrend der im Rahmen des Nationalen
Kulturdialogs geflhrten Diskussionen im November 2020 daflr ausgesprochen, das
kulturelle Erbe fur 2021 als prioritar ins Arbeitsprogramm aufzunehmen. Im Standerat
schien es diesbezlglich keine Einwédnde zu geben, wurde der Antrag doch
stillschweigend angenommen und fur weitere Beratungen an den Nationalrat
Uberwiesen.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
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Liberale Parteien

Die FDP verlor bei den Standeratswahlen 2019 einen Sitz (neu: 12 Mandate). Im Tessin
verlor die Partei ihren historischen Sitz im Stockli zugunsten der SVP, nachdem die
Tessiner Freisinnigen dort seit 1848 ununterbrochen vertreten gewesen waren. Der
bisher im Nationalrat tatige Giovanni Merlini, der nur fir den Stédnderat kandierte,
wurde nicht gewéahlt. Stattdessen wurde der SVP-Kandidat Marco Chiesa ins Stockli
geschickt.

Im Kanton Bern kam es zu einem Eklat, wie der Tages-Anzeiger berichtete. So trat
Christa Markwalder (fdp, BE) fir den zweiten Wahlgang an, um den Sitz von BDP-
Standerat Werner Luginbihl anzugreifen, obwohl die BDP-Kandidatin Beatrice Simon im
ersten Umgang mit Uber 20'000 Stimmen vor FDP-Kandidatin Markwalder gelegen
hatte. Die Kandidatur von Markwalder konkurrenzierte damit Simon, die dann ihren
Verzicht bekannt gab. Markwalder wurde im zweiten Wahlgang vierte, hinter Regula Rytz
und den gewéhlten Werner Salzmann und Hans Stéckli. *

1) AB SR, 2020, S. 514 ff.

2) AB NR, 2020, S. 1436 ff.; AB SR, 2020, S. 836 ff.; BBI, 2020 8395

3) AB SR, 2020, S. 21; Bericht GPK-SR vom 12.11.19 ; Medienmitteilung GPK-SR vom 12.11.19

4) AB SR, 2019 S.1004; AB SR, 2019 S. 1021; AB SR, 2019 S. 1045; Bericht Biiro-SR vom 28.11.19; BLZ, BU, 5.12.19

5) AB SR, 2020, S. 676 ff.

6) LT,12.1,16.1.19; NF, 25.2.19; LT, 2.3.19; NF, 14.3., 20.3., 26.3., 29.3., 30.3.,9.4., 1.5, 4.5.,13.5.,18.5., 12.6., 25.6., 26.6.,
27.6.,28.6.,3.7.,16.7.19; LT, 18.7.19; NF, 23.7.19; NF, 10.8., 24.8., 31.8., 7.9.19; NF, 10.9.19; NF, 11.9.19; NF, 14.9.19; NF, 20.9.,
21.9.,28.9.,12.10., 14.10.19; NF, 21.10.19; NF, 22.10.19

7) ZGZ, 8.1.19; LZ,15.1., 3.4.19; ZGZ, 25.9.19; NZZ, 2.10.19; LZ, 4.10.19; ZGZ, 21.10., 23.10., 18.11.19

8) AB SR, 2020, S. 1210 ff.; Bericht APK-SR vom 2.11.20; Medienmitteilung APK-SR vom 14.1.20; Medienmitteilung APK-SR vom
3.11.20

9) AB NR, 2020, S. 1644; AB SR, 2020, S. 697; Bericht der Delegation bei der parlamentarischen Versammlung der OSZE

0) AB SR, 2020, S. 491 ff.; Bericht der APK vom 14.5.20

1) AB SR, 2020, S. 388 ff.; BBI, 2020, S. 2501 ff.

2) Mo. 20.3760

3) AB SR, 2020, S. 834f.

4) BO CE, 2020, pp.373 s.

5) BO CE, 2020, p.976

6) AB SR, 2020, 5.1042 f.

7) AB SR, 2020, $.1292 ff.

18) AB SR, 2020, S$.305 ff. ; Rapport de I'OSAV du 14.01.2020. Protection des animaux et contrdle des viandes dans les
abattoirs; TA, 3.6.20; NZZ, TA, 4.6.20

19) AB SR, 2020, S. 375 f.

20) Abstimmungsmonitor FOG vom 23.9.20; Bericht zur Abstimmungsumfrage vom 16.9.20; Blick Online, 4.8.20;
Medienmitteilung BR vom 18.3.20; Medienmitteilung Tamedia vom 13.8.20; Medienmitteilung Tamedia vom 2.9.20; SRG-
Umfrage vom 14.9.20; SRG-Umfrage vom 27.9.20; NZZ, 16.6.20; So-Bli, 28.6.20; NZZ, TG, 4.7.20; SGT, 9.7.20; AZ, 16.7.20; NZZ,
12.8.20; TA, 14.8.20; NZZ, ZGZ, 19.8.20; Lib, TA, 21.8.20; NZZ, 22.8., 24.8.20; TA, 25.8.20; WOZ, 27.8.20; TG, 29.8.20; AZ, LT,
Lib, NF, 31.8.20; NZZ, 3.9.20; AZ, CdT, LT, 4.9.20; LT, TA, 9.9.20; CdT, TZ, 10.9.20; CdT, 11.9.20; QJ, 12.9.20; TA, 15.9.20; AZ,
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